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Hinweis  

Im Interesse des Textflusses und der Lesefreundlichkeit werden die Ausführungen in 

dieser Bachelorarbeit in der jeweils männlichen Form verwendet, beziehen sich aber 

ebenso auf weibliche und diverse Personen.
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1 Einleitung 

Raub, Körperverletzung, Diebstahl: In manchen deutschen Städten ist das Alltag. Vor 

allem in Großstädten bilden sich dabei Orte heraus, an denen besonders viele Gewalt-

delikte verübt werden. Immer wieder kommt es dabei auch zu Straftaten unter dem Ein-

satz von Waffen, bei denen Menschen verletzt oder sogar getötet werden. Einer dieser 

Städte ist Hamburg. Im Jahr 2005 kam es wiederholt zu Messerattacken in der Freien 

Hansestadt. Besonders betroffen davon war das Gebiet der Reeperbahn. Daraufhin wur-

den Forderungen der Öffentlichkeit nach einem Trageverbot von Messern in bestimmten 

Straßen und Stadtvierteln laut. Diesem Verlangen kam die Hansestadt Hamburg nach 

und leitete im Jahr 2006 eine Bundesratsinitiative zur Änderung des Waffengesetzes 

(WaffG) in die Wege.1 Das Ergebnis des Vorhabens ist der am 23. November 2007 in 

Kraft getretene § 42 Abs. 5 WaffG, der den Ländern die Einrichtung von Waffenverbots-

zonen an kriminalitätsbelasteten Orten ermöglicht. Seither wurde in vier deutschen Städ-

ten von der Ermächtigung Gebrauch gemacht. Den Anfang machte die Freie und Han-

sestadt Hamburg, die noch im selben Jahr im Bereich der Reeperbahn und des Hansa-

platzes als erste deutsche Stadt Waffenverbotszonen einrichtete2. Nur knapp ein Jahr 

später folgte Bremen dem Beispiel und erklärte mit Wirkung vom 1. Februar 2009 das 

Gebiet der Hochstraße an bestimmten Uhrzeiten zur waffenfreien Zone3. Danach wurde 

es zunächst still um das Thema Waffenverbotszonen. Erst neun Jahre später kam der § 

42 Abs. 5 WaffG wieder zum Einsatz und zwar in Sachsen. Seit dem 5. November 2018 

ist das Führen von Waffen und gefährlichen Gegenständen im Bereich der Leipziger 

Eisenbahnstraße verboten4. Die erste sächsische Waffenverbotszone sorgte für viel Auf-

sehen und bildete die Inspiration für diese Arbeit. Die vierte Stadt, in der eine Waffen-

verbotszone eingerichtet wurde, liegt in Hessen. Seit dem 1. Januar 2019 ist in der Zeit 

von 21:00 Uhr bis 5:00 Uhr in Teilen der Wiesbadener Innenstadt das Führen von Waffen 

und gefährlichen Gegenständen untersagt5. Hessen ist damit zum jetzigen Zeitpunkt das 

letzte Bundesland, in dem eine waffenfreie Zone eingerichtet worden ist. 

Doch was sind Waffenverbotszonen überhaupt? Diese Frage stellten sich sicherlich 

auch viele Menschen in Sachsen, vor allem in Leipzig, als sie zum ersten Mal von dem 

Vorhaben in der Eisenbahnstraße hörten. Im ersten Teil der Arbeit soll diese Frage 

                                                 
1 Vgl. BR-Drs. 233/06 vom 28.03.2006, S. 1, 6. 
2 Vgl. Verordnung über das Verbot des Führens von Waffen und gefährlichen Gegenständen vom 4. De-
zember 2007.  
3 Vgl. Verordnung über das Verbot des Führens von Waffen vom 9.12.2008 / vgl. Polizeiverordnung über 
das Verbot des Führens von gefährlichen Gegenständen vom 21.01.2009.  
4 Vgl. Verordnung des sächsichen Staatsministerium des Innern über die Einrichtung einer Verbotszone 
zum Schutz vor Waffen und gefährlichen Gegenständen in Leipzig. 
5 Vgl. Rechtsverordnung über das Verbot des Führens von Waffen im Wiesbadener Stadtgebiet / vgl. Ge-
fahrenabwehrverordnung über das Verbot des Führens von waffenähnlichen gefährlichen Gegenständen 
im Wiesbadener Stadtgebiet. 
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beantwortet werden. Erläutert wird das Konstrukt von Waffenverbotszonen, wobei die 

gesetzliche Ermächtigungsgrundlage im Vordergrund steht. Vor allem soll dabei geklärt 

werden, welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit eine Waffenverbotszone 

eingerichtet werden darf und was in ihrem Geltungsbereich geregelt wird. Ein wichtiger 

Bestandteil wird dabei die Klärung der Frage sein, welche Gegenstände überhaupt als 

Waffe einzuordnen sind. Im zweiten Teil soll schließlich die erste sächsische Waffenver-

botszone in Leipzig betrachtet werden. Insbesondere soll darauf eingegangen werden, 

warum die Einrichtung einer Waffenverbotszone im Bereich der Eisenbahnstraße als 

notwendig erachtet wurde. Da dem Vorhaben in Leipzig viel Kritik entgegengebracht 

wurde, wird auch auf die von der Politik und Bevölkerung zum Ausdruck gebrachten 

Bedenken eingegangen. Die Betrachtung der ersten sächsischen Waffenverbotszone 

wird mit einer Auswertung vorliegender Zahlen und Ergebnisse zu dem Vorhaben been-

det. Daraus sollen erste Schlüsse zur Wirksamkeit der Maßnahme gezogen werden. Auf 

die Waffenverbotszonen in Hamburg, Bremen und Wiesbaden wird hingegen nicht ex-

plizit eingegangen.  

Der Schwerpunkt der Arbeit liegt auf Waffenverbotszonen nach § 42 Abs. 5 WaffG. Nicht 

thematisiert werden waffenfreie Zonen nach dem Bundespolizeirecht, die auf Grundlage 

des § 14 Abs. 1 BPolG durch die Bundespolizei eingerichtet werden können. Anders als 

die „kommunalen“ Waffenverbotszonen ergehen diese in Form einer Allgemeinverfü-

gung und finden überwiegend im Bereich von Hauptbahnhöfen Anwendung.6 Nicht ver-

tieft eingegangen wird außerdem auf den erst in diesem Jahr in Kraft getretenen § 46 

Abs. 6 WaffG, der den Landesregierungen die Einrichtung von Waffenverbotszonen 

auch an nicht kriminalitätsbelasteten Orten ermöglicht. 

Zur Bearbeitung des Themas werden überwiegend Kommentierungen zum Waffenrecht 

und sächsischen Polizeirecht herangezogen. Zur Darstellung polizeirechtlicher Aspekte 

wird dabei auf Kommentierungen zum SächsPolG zurückgegriffen, da es bisher noch an 

Literatur zum neuen sächsischen Polizeirecht fehlt. Dabei soll nicht vertieft auf Unter-

schiede zwischen den alten und neuen Regelungen eingegangen werden. Zur Betrach-

tung der Waffenverbotszone in der Leipziger Eisenbahnstraße selbst wird überwiegend 

auf Kleine Anfragen an das Sächsische Staatsministerium des Innern (SMI) zurückge-

griffen. Aber auch elektronische Zeitungsartikel und andere Internetquellen werden an 

dieser Stelle mit herangezogen. Diese sind teilweise fachlich nicht ganz korrekt und die-

nen daher in der nachfolgenden Arbeit nicht dazu, rechtliche Aspekte wissenschaftlich 

zu belegen. Viel mehr werden sie eingesetzt, um aktuelle und in der Vergangenheit lie-

gende Ereignisse darzustellen sowie Kritikpunkte an dem Vorhaben wiederzugeben.  

                                                 
6 Vgl. BT-Drs. 19/4753 vom 04.10.2018, S. 4 f. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass es sich um ein sehr aktuelles Thema handelt, welches 

ständigen Änderungen unterliegt. Ziel dieser Arbeit ist es, die Materie vom neusten 

Stand aus zu betrachten. Aufgrund der Schnelllebigkeit können aber nicht alle aktuellen 

Entwicklungen berücksichtigt werden.
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2 Konstrukt der Waffenverbotszone 

2.1 Begriff  

Anstatt von Waffenverbotszonen wird auch von „Waffenverbotsgebieten“7 oder „waffen-

freien Zonen“8 gesprochen. Eine offizielle oder gesetzliche Definition zur Klärung des 

Begriffes gibt es dabei nicht. Es handelt sich um einen abgegrenzten Bereich, in dem 

das Führen von Waffen i. S. d. WaffG und ggf. von anderen gefährlichen Gegenständen 

beschränkt oder verboten ist. Die ausgewählten Orte sind besonders kriminalitätsbelas-

tete Gebiete, in denen es überdurchschnittlich häufig zu Straftaten, auch unter dem Ein-

satz von Waffen, kommt und zukünftig auch weiterhin mit der Begehung von Gewalt 

geprägten Delikten gerechnet wird. Dabei handelt es sich oft um solche Örtlichkeiten, an 

denen besonders viele sozialschwache Menschen und gesellschaftliche Randgruppen 

leben. Aber auch Touristenmagnete wie die Hamburger Reeperbahn können hierunter 

fallen.9  

 
2.2 Ermächtigungsgrundlage 

Der § 42 Abs. 5 WaffG ermächtigt die Landesregierungen durch Rechtsverordnung Waf-

fenverbotszonen einzurichten. Der Absatz wurde durch den Art. 1 Nr. 1 des Gesetzes 

zur Änderung des Waffengesetzes vom 5. November 2007 angefügt. In die Wege gelei-

tet wurde die Ergänzung durch eine Bundesratsinitiative im Jahr 2006, die von der Freien 

und Hansestadt Hamburg angestoßen wurde10. Hintergrund war die Gewaltbereitschaft 

insbesondere in Großstädten. Hierbei bildeten sich zunehmend kriminalitätsbelastete 

Orte heraus, an denen besonders viele Straftaten, auch unter dem Einsatz von Waffen 

verübt wurden.11 Das Aufnehmen weiterer Waffen in den Verbotskatalog der Anl. 2 zum 

WaffG wäre keine wirkungsvolle Maßnahme gewesen, um dem Problem entgegenzu-

wirken. Es hätte hierbei die Gefahr bestanden, dass auf andere Waffen zurückgegriffen 

wird, über deren Verbot dann wieder hätte diskutiert werden müssen. Eine effektivere 

Lösung stellte die Einführung der Öffnungsklausel des § 42 Abs. 5 WaffG dar. Für die 

Länder wurde somit eine flexible Möglichkeit geschaffen, an kriminalitätsgeneigten Orten 

das Führen von allen Waffen zu beschränken oder zu verbieten und auch Ausnahmen 

hiervon zuzulassen.12 

                                                 
7 Vgl. Heller, Robert E.; Soschinka, Holger: Waffenrecht – Handbuch für die Praxis, München 2013, S. 
116, Rn. 520. 
8 Vgl. König, Achim-Volker; Papsthart, Christian: Waffengesetz, 2012, in: beck-online, § 42 Rn. 6.  
9 Vgl. Gade, Gunther Dietrich: Waffengesetz – Kommentar, München 2018, S. 381, Rn. 26. 
10 Vgl. Lehmann, Herbert; Grotthuss, Patrick von: Aktuelles Waffnerecht, § 42 Rn. 63. 
11 Vgl. BR-Drs. 233/06 vom 28.03.2006, S. 1.  
12 Vgl. ebd.: S. 6. 



 5 

Die Rechtfertigung für den neuen Absatz kann aus dem Schutzzweck des § 42 WaffG 

selbst abgeleitet werden. Die Vorschrift regelt das Verbot des Führens von Waffen bei 

öffentlichen Veranstaltungen. Hier besteht eine größere Gefahr für Konfliktsituationen, 

bei denen es auch zu gewalttätigen Auseinandersetzungen unter Verwendung von Waf-

fen kommen kann. Dabei besteht bei öffentlichen Veranstaltungen auch ein erhöhtes 

Risiko, dass Unbeteiligte mit einbezogen werden könnten. Im Kern ist diese Gefähr-

dungslage auch an kriminalitätsgeneigten Orten gegeben.13 

 

2.3 Zuständigkeit 

Waffenverbotszonen werden gemäß § 42 Abs. 5 S. 1 WaffG durch Rechtsverordnung 

eingerichtet. Ermächtigt hierzu sind die Landesregierungen. Nach § 42 Abs. 5 S. 4 1. HS 

WaffG können sie die Erlasskompetenz aber auch auf die zuständige oberste Landes-

behörde übertragen. In der Regel ist dies das Landesinnenminsterium als Polizeiminis-

terium14. Der § 42 Abs. 5 S. 4 2. HS WaffG ermöglicht von hier eine Weiterübertragung 

der Befugnis auf eine nachgeordnete Landesbehörde15. So hat etwa das Innenministe-

rium von Schleswig-Holstein mit § 1 WaffG§42BefÜV SH die Befugnis auf die Landräte 

und Bürgermeister der kreisfreien Städte übertragen. Die Subdelegationsmöglichkeiten 

sollen gewährleisten, dass diejenige Verwaltungsbehörde tätig wird, die auch tatsächli-

che über die notwendige Fachkompetenz verfügt16.  

 

2.4 Voraussetzungen 

Eine willkürliche Einrichtung von Waffenverbotszonen durch die Landesregierungen ist 

nicht möglich. Der Bundesgesetzgeber hat im § 42 Abs. 5 WaffG Voraussetzungen auf-

genommen, die erfüllt sein müssen. Dadurch soll verhindert werden, dass es auf dem 

Gebiet des Waffenrechtes zu starken Unterschieden zwischen den Bundesländern 

kommt.17 Im § 42 Abs. 5 S. 1 WaffG wird daher bestimmt, dass Waffenverbotszonen nur 

an Orten eingerichtet werden können, an denen in der Vergangenheit wiederholt Straf-

taten unter der Verwendung von Waffen oder andere gewaltgeprägte Delikte verübt wor-

den sind und auch in der Zukunft mit der Begehung solcher Straftaten zu rechnen ist. 

Vorausgesetzt wird zunächst also das Vorliegen eines kriminalitätsbelasteten Ortes18. 

                                                 
13 Vgl. BR-Drs. 233/06 vom 28.03.2006, S. 6. 
14 Vgl. Gerlemann, Jörg-Henning: Waffenrecht – Waffengesetz, Beschussgesetz, Kriegswaffenkontrollge-
stz einschließlich untergesetzlichem Regelwerk und Nebenbestimmungen, München 2015, S. 374, Rn. 
13a.  
15 Vgl. Lehmann; Grotthuss: § 42 Rn. 78. 
16 Vgl. Gade: 2018, S. 384, Rn. 39.  
17 Vgl. ebd.: S. 382, Rn. 28.  
18 Vgl. Gerlemann: 2015, S. 375, Rn. 13a. 
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Dem Wortlaut der Ermächtigungsgrundlage folgend muss sich die Waffenverbotszone 

auf bestimmte Straßen, Wege oder Plätze beschränken. In der Rechtsverordnung muss 

daher ein räumlich abgegrenzter Bereich, d. h. ein Ort bestimmt werden. Eine generelle 

Untersagung oder Beschränkung des Führens von Waffen ohne eine räumliche Begren-

zung sieht der § 42 Abs. 5 WaffG indes nicht vor und kann daher auch nicht auf diese 

Grundlage gestützt werden.19 Der § 42 Abs. 5 S. 1 WaffG legt außerdem ausdrücklich 

fest, dass nur öffentliche Straßen, Wege oder Plätze Gegenstand einer Waffenverbots-

zone sein können. Nicht in Betracht kommen daher private Anlagen wie bspw. Privat-

wege20.  

Der durch die Rechtsverordnung bestimmte Bereich muss außerdem kriminalitätsbelas-

tet sein. Der § 42 Abs. 5 S. 1 WaffG gibt zwei Möglichkeiten vor, wann an einem Ort eine 

solche Kriminalitätsbelastung angenommen werden kann. § 42 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 WaffG 

erfasst dabei solche Gebiete, an denen bereits mehrmals Straftaten unter der Verwen-

dung von Waffen begangen worden sind. Die schwere der Straftaten spielt dabei keine 

Rolle. Ebenso unerheblich ist es, ob die Tat mit einer erlaubnisfreien, erlaubnispflichtigen 

oder verbotenen Waffe verübt wurde. Allein die Tatsache, dass es in dem Bereich über-

haupt wiederholt zu Waffengewalt gekommen ist, legitimiert die Landesregierung zur 

Einrichtung einer Waffenverbotszone.21 Eine Kriminalitätsbelastung liegt aber auch vor, 

wenn es in einem Gebiet mehrmals zu den in § 42 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 WaffG genannten 

Delikten gekommen ist. Hier werden Raub-, Körperverletzungs- und Sexualdelikte sowie 

Bedrohung, Nötigung, Freiheitsberaubung und Straftaten gegen das Leben genannt. 

Nicht erforderlich ist es, dass die Vergehen mit einer Waffe begangen worden sind22. 

Voraussetzung für den Erlass einer Rechtsverordnung nach § 42 Abs. 5 WaffG ist daher 

nicht zwingend ein Ort, an dem es vermehrt zu Waffengewalt gekommen ist. Auch Ge-

biete, die wiederholt Schauplatz der in Nr. 2 genannten Straftaten geworden sind, kön-

nen Gegenstand einer Waffenverbotszone sein. Gemeinsam haben § 42 Abs. 5 S. 1 Nr. 

1 und Nr. 2 WaffG, dass die genannten Delikte wiederholt an der Örtlichkeit begangen 

worden sein müssen. Vorausgesetzt wird also eine gewisse Häufung der Straftaten. Wie 

hoch die Zahl der Wiederholungen konkret sein muss, bestimmt das Gesetz aber nicht. 

Ebenso werden keine Vorgaben gemacht, woraus sich die Häufigkeit der Vergehen er-

geben muss bzw. ob und wie diese besonders zu belegen ist. Hier wurde den Landes-

regierungen bewusst ein weiter Ermessensspielraum eingeräumt. Die Intention des Ge-

setzgebers war es, den zuständigen Stellen durch die Öffnungsklausel des § 42 Abs. 5 

WaffG eine flexible Möglichkeit einzuräumen, an kriminalitätsgeneigten Orten mit 

                                                 
19 Vgl. Gade: 2018, S. 382, Rn. 29.  
20 Vgl. Gerlemann: 2015, S. 375, Rn. 13a.  
21 Vgl. Gade: 2015, S. 382, Rn. 30.  
22 Vgl. ebd.  
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waffenrechtlichen Beschränkungen einzugreifen. Ob dies im konkreten Fall notwendig 

und gerechtfertigt ist, liegt im Ermessen der zuständigen Stelle. Um vor allem dem prä-

ventiven Charakter von Waffenverbotszonen zu berücksichtigen, kann dabei nicht allein 

auf die Anzahl und die Schwere der begangenen Straftaten abgestellt werden. Auch die 

Öffentlichkeitswirksamkeit der in der Vergangenheit begangenen Straftaten kann einen 

wichtigen Aspekt darstellen, der in die Abwägung einbezogen werden muss. Eine starre 

Mindestanzahl von Wiederholungen sowie eine besondere statistische Belegbarkeit wer-

den daher nicht verlangt.23  

Der § 42 Abs. 5 S. 1 WaffG setzt aber nicht nur eine Kriminalitätsbelastung in der Ver-

gangenheit voraus. Es muss auch in der Zukunft mit der Begehung solcher Straftaten 

gerechnet werden. Hierfür müssen tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen. Bloße Mutma-

ßungen und Spekulationen sind nicht ausreichend. Vielmehr muss die Prognose der 

künftig fortbestehenden Kriminalitätsbelastung des Ortes durch verbindliche Tatsachen 

begründet werden. Angesichts der präventiven Wirkung von Waffenverbotszonen sind 

auch hier keine übertriebenen Anforderungen zu stellen. Abgestellt werden kann u. a. 

auf die vorherrschenden soziokulturellen Verhältnisse in dem Gebiet. Sollte die Krimina-

litätsgeneigtheit in der Vergangenheit auf diese zurückzuführen sein und haben sie sich 

seither nicht verändert, so kann davon ausgegangen werden, dass auch in der Zukunft 

Straftaten an diesem Ort begangen werden.24 Aber auch die Auswertung konkreter Da-

ten kann für die Belegbarkeit der fortbestehenden Kriminalitätsbelastung herangezogen 

werden25. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, kann die Landesregierung bzw. die von 

ihr beauftragte Stelle durch Rechtsverordnung eine Waffenverbotszone einrichten. An-

statt das Führen von allen Waffen in dem Bereich grundsätzlich zu verbieten, räumt der 

§ 42 Abs. 5 S. 1 WaffG den zuständigen Behörden auch die Möglichkeit ein, lediglich 

Beschränkungen vorzunehmen. So hat etwa die Landeshauptstadt Wiesbaden eine 

Waffenverbotszone mit zeitlicher Begrenzung eingerichtet. Gemäß des § 1 der Rechts-

verordnung über das Führen von Waffen im Wiesbadener Stadtgebiet und § 1 der Ge-

fahrenabwehrverordnung über das Verbot des Führens von waffenähnlichen gefährli-

chen Gegenständen im Wiesbadener Stadtgebiet gilt die Waffenverbotszone hier nur 

von 21:00 Uhr bis 5:00 Uhr. Auch das Führungsverbot von Waffen und gefährlichen Ge-

genständen in Bremen ist nach § 1 Abs. 1 der Verordnung über das Verbot des Führens 

von Waffen sowie § 1 Abs. 1 der Polizeiverordnung über das Verbot des Führens von 

gefährlichen Gegenständen zeitlich begrenzt und gilt nur von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr. 

Ebenfalls möglich ist eine sachliche Beschränkung26. Anstatt das Führen aller Waffen zu 

                                                 
23 Vgl. Gade: 2015, S. 382, Rn. 31.  
24 Vgl. ebd.: S. 383, Rn. 32. 
25 Vgl. Lehmann; Grotthuss: § 42 Rn. 69. 
26 Vgl. ebd.: § 42 Rn. 72. 
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verbieten, kann in der Rechtsverordnung vorgesehen werden, dass nur ausgewählte 

Waffen dem Führungsverbot in der Waffenverbotszone unterliegen.
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3 Regelungsinhalte einer Waffenverbotszone 

3.1 Begriff des Führens 

Das WaffG regelt nach § 1 Abs. 1, 3 WaffG den Besitz, Erwerb und Handel sowie das 

Überlassen, Führen, Verbringen, Mitnehmen, Schießen, Herstellen, Bearbeiten und in 

Stand setzen von Waffen und Munition. Der § 42 Abs. 5 S. 1 WaffG bestimmt, dass 

lediglich das Führen von Waffen in Waffenverbotszonen verboten oder beschränkt wer-

den kann. Gemäß der Anl. 1 A 2 Nr. 4 WaffG führt eine Waffe, wer die tatsächliche 

Gewalt darüber außerhalb der eigenen Wohnung, Geschäftsräume, des eigenen befrie-

deten Besitztums oder einer Schießstätte ausübt. Der Begriff des Führens bezieht sich 

nur auf das Führen von Waffen. Nicht von der Umgangsart umfasst wird Munition.27 Da-

bei ist unerheblich, ob die Waffe zugriffsbereit (Anl. 1 A 2 Nr. 13 WaffG i. V. m. WaffVwV 

Anl. 1 A 1 UA 2 Nr. 12, 13) oder schussbereit (Anl. 1 A 2 Nr. 12 WaffG) ist. Ebenso 

unbeachtlich ist, ob der Waffenführer überhaupt die Absicht hatte, mit der Waffe ausge-

rüstet zu sein und ob er dazugehörige Munition oder Geschosse mit sich trägt. Auch eine 

funktionsunfähige Waffe steht der Umgangsart des Führens nicht entgegen. Entschei-

dend ist nur, dass die tatsächliche Gewalt über die Waffe außerhalb der in der Anl. 1 A 

2 Nr. 4 WaffG genannten Räume ausgeübt wird.28 Warum und zu welchem Zweck spielt 

keine Rolle29. 

Der Begriff der Schießstätte wird in § 27 Abs. 1 S. 1 WaffG definiert. Es handelt sich 

hierbei um eine ortsfeste oder ortsveränderliche Anlage, die ausschließlich oder neben 

anderen Zwecken dem Schießsport oder sonstigen Schießübungen mit Schusswaffen, 

der Erprobung von Schusswaffen oder dem Schießen mit Schusswaffen zur Belustigung 

dient.  

Zur Klärung der Begriffe eigene Wohnung, Geschäftsräume und eigenes befriedetes Be-

sitztum ist gemäß WaffVwV Anl. 1 A 2 Nr. 4 die Rechtssprechung zum § 123 StGB her-

anzuziehen. Eine Wohnung umfasst demnach alle Räumlichkeiten, die einer Einzelper-

son oder mehreren Personen, insbesondere einer Familie zur Benutzung oder zum stän-

digen Aufenthalt zur Verfügung stehen30. Auch das Hotelzimmer eines Hotelgastes fällt 

unter den Begriff der eigenen Wohnung31. Zu den Geschäftsräumen gehören alle 

Räume, die hauptsächlich und für geraume Zeit für die Verrichtung geschäftlicher Tätig-

keiten bestimmt sind und auch entsprechend dieser Zweckbestimmung verwendet wer-

den32. Zu eigenen Geschäftsräumen zählen dabei nur die Räumlichkeiten, über die die 

                                                 
27 Vgl. Heller; Soschinka: 2013, S. 107, Rn. 485.  
28 Vgl. WaffVwV Anl. 1 A 1 Nr. 4.  
29 Vgl. Gade: 2018, S. 519, Rn. 176.  
30 Vgl. RG, Urt. vom 16.04.1885 – 773/85 -, RGSt 12, S. 132-135 -, juris. 
31 Vgl. KG Berlin, Beschluss vom 20.08.2015 - (4) 121 Ss 126/15 (144/15) -, juris, Leitsatz. 
32 Vgl. RG, Urt. vom 16.11.1899 – 3175/99 -, RGSt 32, S. 371-372 -, juris.  
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betreffende Person die tatsächliche Gewalt hat. Dies trifft überwiegend auf die Arbeits-

räume von Selbstständigen zu, da unselbstständige Arbeit in den Geschäftsräumen des 

Arbeitgebers verrichtet wird.33 Auch Fahrzeuge können eine Wohnung oder einen Ge-

schäftsraum darstellen, wenn sie zur ständigen Benutzung entsprechend hergerichtet 

sind. Ansonsten stellen private Personenkraft- und Dienstwagen grundsätzlich keine 

Wohnung oder Geschäftsräume dar.34 Bei einem befriedeten Besitztum handelt es sich 

in Abgrenzung dazu zwingend um eine unbewegliche Sache. Eine Befriedung liegt vor, 

wenn der Eigentümer bzw. der Inhaber sein Besitztum offensichtlich durch zusammen-

hängende Schutzwehre vor dem willkürlichen Betreten durch andere Personen abgesi-

chert hat.35 Schutzwehre sind u. a. „[…] Mauern, Zäune, Hecken und Gräben […].“36 Die 

Regelungen einer auf Grundlage des § 42 Abs. 5 WaffG erlassen Rechtsverordnung 

gelten nur für das Führen von Waffen außerhalb der beschriebenen Bereiche. Innerhalb 

der Räumlichkeiten finden die Führungsbeschränkungen oder -verbote keine Anwen-

dung.  

 

3.2 Waffen im Sinne des Waffengesetzes  

Auf Grundlage des § 42 Abs. 5 WaffG kann nur das Führen von Waffen nach dem WaffG 

beschränkt oder verboten werden. Dies wird durch den ausdrücklichen Verweis auf § 1 

Abs. 2 WaffG deutlich gemacht. Soweit in der Waffenverbotszone andere gefährliche 

Gegenstände wie Baseballschläger oder Tierabwehrsprays verboten werden sollen, 

kann dies nicht auf die Ermächtigungsgrundlage des § 42 Abs. 5 WaffG gestützt werden. 

Dies ist nur durch den Erlass einer zusätzlichen Verordnung nach dem jeweiligen Lan-

despolizeirecht möglich.37 

Waffen sind nach § 1 Abs. 2 WaffG: 

• Schusswaffen (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 1. Alt. WaffG), 

• den Schusswaffen gleichgestellte Gegenstände (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 2. Alt. WaffG) 

sowie 

• tragbare Gegenstände, die entweder ihrem Wesen nach dazu bestimmt sind, die 

Angriffs- oder Abwehrfähigkeit von Menschen zu beseitigen oder herabzusetzen 

(§ 1 Abs. 2 Nr. 2a WaffG) oder  

                                                 
33 Vgl. Gade: 2018, S. 519, Rn. 176.  
34 Vgl. WaffVwV Anl. 1 A 2 Nr. 4. 
35 Vgl. RG, Urt. vom 12.12.1884 – 2994/84 -, RGSt 11, S. 293-294 -, juris.  
36 Heinrich, Bernd: Waffenrecht – Waffengesetz, Beschussgesetz, Kriegswaffenkontrollgesetz einschließ-
lich untergesetzlichem Regelwerk und Nebenbestimmungen, München 2015, S. 69, Rn. 50.  
37 Vgl. Gade: 2018, S. 381 f., Rn. 27. 
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• dafür geeignet und im WaffG ausdrücklich gennant sind (§ 1 Abs. 2 Nr. 2b 

WaffG). 

In der Anl. 2 des WaffG wird noch geregelt, welcher Umgang mit welchen Waffen er-

laubnisfrei, erlaubnispflichtig oder verboten ist.  

 

3.2.1 Schusswaffen  

Schusswaffen sind gemäß der Anl. 1 A 1 UA 1 Nr. 1.1 WaffG Gegenstände, die zum 

Angriff oder zur Verteidigung, zur Signalgebung, zur Jagd, zur Distanzinjektion, zur Mar-

kierung, zum Sport oder zum Spiel bestimmt sind und bei denen Geschosse durch einen 

Lauf getrieben werden. Die charakteristischen Merkmale sind daher die besondere 

Zweckbestimmung und die Tatsache, dass die Geschosse „durch einen Lauf getrieben“ 

werden müssen38. In der Anl. 1 A 1 UA 1 Nr. WaffG werden neun Arten von Schusswaf-

fen unterschieden und definiert. Dazu gehören Feuerwaffen und automatische Schuss-

waffen.  

 

3.2.2 Schusswaffen gleichgestellte Gegenstände 

Dem Wortlaut der Anl. 1 A 1 UA 1 Nr. 1 entsprechend können nur tragbare Gegenstände 

den Schusswaffen gleichgestellt werden. Sie müssen daher so beschaffen sein, dass 

sie üblicherweise von einer Person getragen und bei der Auslösung des Schusses in der 

Hand gehalten werden können. Die Tragbarkeit ist auch dann gegeben, wenn die Waffe 

mit einer aufklappbaren Stütze ausgestattet ist, mit der das Zielen erleichtert werden 

soll.39  

Den Schusswaffen gleichgestellt werden zum einen jene Gegenstände, die eine ähnli-

che Wirkung wie Schusswaffen haben, der Definition nach aber diesen nicht zugeordnet 

werden können40. Dazu gehören nach Anl. 1 A 1 UA 1 Nr. 1.2.1 WaffG Geräte, die zum 

Abschießen von Munition zu denselben Zwecken wie Schusswaffen bestimmt sind. Da-

bei handelt es sich hauptsächlich um Gegenstände, mit denen Kartuschenmunition ab-

geschossen wird wie bspw. bei Schreckschuss- und Reizstoffwaffen mit Gaslauf sowie 

Signalwaffen41. Eine vergleichbare Wirkung wie Schusswaffen haben nach Anl. 1 A 1 

UA 1 Nr. 1.2.3 WaffG auch Gegenstände, bei denen bestimmungsgemäß feste Körper 

gezielt verschossen werden, deren Antriebsenergie durch Muskelkraft eingebracht und 

durch eine Sperrvorrichtung gespeichert werden kann. Als Beispiel können hier 

                                                 
38 Vgl. Gade: 2018, S. 28, Rn. 6.  
39 Vgl. WaffVwV Anl. 1 A 1 UA 1 Nr. 1.2. 
40 Vgl. Gade: 2018, S. 28, Rn. 7. 
41 Vgl. WaffVwvV Anl. 1 A 1 UA 1 Nr. 1.2.1. 
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Armbrüste genannt werden. Zum anderen werden den Schusswaffen gemäß der Anl. 1 

A 1 UA 1 Nr. 1.3 WaffG auch wesentliche Teile von Schusswaffen sowie Schalldämpfer 

gleichgestellt. Andernfalls könnten die Regelungen des WaffG umgegangen werden, in-

dem einzelne Waffenteile zu einer (erlaubnispflichtigen) Schusswaffe zusammengebaut 

werden42. Welche Gegenstände als wesentliche Teile eingestuft werden, wird in den Nr. 

1.3.1 bis 1.3.4 der Anl. 1 A 1 UA 1 WaffG abschließend aufgezählt und erläutert. Dabei 

erfolgt keine pauschale Gleichstellung. Die wesentlichen Teile und Schalldämpfer wer-

den gemäß der Anl. 1 A 1 UA 1 Nr. 1.3 WaffG nur der Schusswaffe gleichgestellt, für die 

sie auch vorgesehen sind. Zu Beachten ist außerdem, dass nur solche Teile unter den 

§ 1 Abs. 2 Nr. 1 2. Alt. WaffG fallen, die entweder funktionsfähig sind oder problemlos in 

diesen Zustand gebracht werden können43. 

Unbrauchbar gemachte Schusswaffen (Dekorationswaffen) unterliegen grundsätzlich 

nicht dem WaffG, da keine Geschosse mehr „durch einen Lauf getrieben“ werden kön-

nen. Es handelt sich somit nicht um eine funktionsfähige Schusswaffe. In der Anl. 1 A 1 

UA 1 Nr. 1.4 WaffG werden aber genaue Voraussetzungen bestimmt, die erfüllt sein 

müssen, damit eine Waffe als unbrauchbar gilt.44 Für Salutwaffen gelten grundsätzlich 

die Vorschriften über Schusswaffen, da mit ihnen Kartuschenmunition verschossen wer-

den kann45. Gemäß Anl. 1 UA 1 Nr. 1. 5 WaffG handelt sich hierbei um abgeänderte 

Langwaffen, die u. a. bei Theateraufführungen oder Filmaufnahmen verwendet werden. 

Unter bestimmten Voraussetzungen ist jedoch der Erwerb und Besitz sowie das Verbrin-

gen und Mitnehmen von Salutwaffen privilegiert46. Auch Anscheinwaffen unterliegen bei 

Erfüllung bestimmter Voraussetzungen dem WaffG, auch wenn von ihnen keine objek-

tive Gefahr ausgeht. Insbesondere werden bei ihnen nicht wie bei Schusswaffen „Ge-

schosse durch einen Lauf getrieben“47. Welche Arten von Anscheinwaffen es gibt und 

wann diese dem WaffG unterliegen, ist in der Anl. 1 A 1 UA 1 Nr. 1.6 WaffG geregelt. 

 

3.2.3 Tragbare Gegenstände 

Vom § 1 Abs. 2 Nr. 2 WaffG werden solche tragbaren Gegenstände erfasst, die nicht 

den Schusswaffen gleichgestellt sind. Unterschieden wird in Waffen im technischen Sinn 

(§ 1 Abs. 2 Nr. 2a WaffG) und Waffen im nichttechnischen Sinn (§ 1 Abs. 2 Nr. 2b 

WaffG)48.  

                                                 
42 Vgl. Gade: 2018, S. 28, Rn. 7.  
43 Vgl. Heinrich: 2015, S.43, Rn. 19b. 
44 Vgl. ebd.: S. 44, Rn. 19c. 
45 Vgl. ebd.: S. 45, Rn. 19d. 
46 Vgl. Anl. 2 A 2 UA 1 Nr. 1.5, 7.3 WaffG. 
47 Vgl. Gade: 2018, S. 46, Rn. 19e.  
48 Vgl. ebd.: S. 21, Rn. 57 f. 
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Waffen im technischen Sinn sind nach § 1 Abs. 2 Nr. 2a WaffG Gegenstände, die ihrem 

Wesen nach dazu bestimmt sind, die Angriffs- oder Abwehrfähigkeit von Menschen zu 

beseitigen oder herabzusetzen. Maßgeblich ist daher die Wesensbestimmung eines Ge-

genstandes. Sie ergibt sich regelmäßig aus dem Herstellerzweck. Zu Waffen im techni-

schen Sinne gehören typischerweise solche Gegenstände, die als Waffe hergestellt wer-

den, also dazu bestimmt sind, die Angriffs- oder Abwehrfähigkeit von Personen zu be-

einträchtigen.49 Gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 2a WaffG zählen hierzu insbesondere Hieb- und 

Stoßwaffen. Das Begriffspaar wird in der WaffVwV Anl. 1 A 1 UA 2 Nr. 1.1 definiert. Es 

handelt sie hierbei um Gegenstände, die ihrem Wesen nach dazu bestimmt sind, unter 

unmittelbarere Ausnutzung der Muskelkraft durch Hieb, Stoß, Stich, Schlag oder Wurf 

Verletzungen beizubringen. Dazu gehören z. B. „[…] Dolche, Stilette, Seitengewehre, 

Degen [und] Säbel […].“50 Eine nicht abschließende Aufzählung weiterer Waffen im 

technischen Sinne findet sich in der Anl. 1 A 1 UA 2 Nr. 1 WaffG. Demnach sind auch 

Elektroimpulsgeräte, Reizstoffsprühgeräte und Präzisionsschleudern Gegenstände i. S. 

d. § 1 Abs. 2 Nr. 2a WaffG. 

Nicht zu den Waffen im technischen Sinne gehören solche Gegenstände, die eine an-

dere Zweckbestimmung innehaben wie „[…] Baseballschläger, Knüppel, Küchenmesser 

[und] Taschenmesser […].“51 Auch wenn der Gegenstand mitgeführt wird, um einen an-

deren Menschen anzugreifen, ändert dies nichts an der eigentlichen Zweckbestim-

mung.52 Nicht unter den § 1 Abs. 2 Nr. 2a WaffG fallen daher auch Nachbildungen von 

Hieb- und Stoßwaffen, die wegen ihrer stumpfen Spitzen und Schneiden nur für den 

Sport, zur Brauchtumspflege oder als Dekorationsgegenstand und eben nicht für einen 

Angriff auf Menschen geeignet und bestimmt sind. Gleiches gilt für bestimmte Werk-

zeuge (z. B. Macheten und Fahrtenmesser) sowie ausgewählte Jagdmesser. Andere 

klappbare und feststehende Messer zählen nur dann nicht zu den technischen Waffen, 

wenn sie ihren Merkmalen nach einem Gebrauchsmesser entsprechen. Das kann regel-

mäßig angenommen werden, wenn die Klinge kürzer als 8,5 cm lang und nicht zwei-

schneidig ist.53 Ebenfalls einer anderen Zweckbestimmung als dem Waffengebrauch un-

terliegen Alltagsgegenstände wie „[…] Äxte, Beile, Sensen, Sicheln [sowie] Tisch- oder 

Schlachtmesser.“54 Grundsätzlich ist es aber auch möglich, dass sich der Hersteller-

zweck eines Gegenstandes durch einen nachträglichen Umbau verändert und das 

                                                 
49 Vgl. Gade: 2018, S. 29, Rn. 9.  
50 Heinrich: 2015, S. 51, Rn. 23.  
51 Gade: 2018, S. 29, Rn. 11. 
52 Vgl. ebd.: S. 29, Rn. 10.  
53 Vgl. WaffVwV Anl. 1 A 1 UA 2 Nr. 1.1.  
54 Heinrich: 2015, S. 51, Rn. 23.  
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betreffende Objekt nach der vorgenommenen Umgestaltung als Waffe im technischen 

Sinn einzuordnen ist55. 

In Abgrenzung dazu handelt es sich bei den nichttechnischen Waffen i. S. d. § 1 Abs. 2 

Nr. 2b WaffG um Gegenstände, die nicht schon auf Grund ihrer Zweckbestimmung eine 

Waffe darstellen, aber aufgrund ihrer besonderen Merkmale (Beschaffenheit, Handha-

bung oder Wirkungsweise) für den Angriff auf Menschen geeignet sind56. Hierunter zäh-

len eine Vielzahl von Alltagsgegenständen, die bei missbräuchlicher Verwendung für die 

Beeinträchtigung der Angriffs- oder Abwehrfähigkeit von Personen eingesetzt werden 

können57. Nach dieser Begriffsbestimmung würde aber der Waffenbegriff ins Endlose 

laufen58. Dabei ist es nicht Zweck des WaffG, den missbräuchlichen Gebrauch von All-

tagsgegenstände zu regeln. Außerdem soll die bloße Möglichkeit, dass ein Gegenstand 

auch als Waffen eingesetzt werden könnte, nicht schon dazu führen, dass für ihn die 

strengen Vorschriften des WaffG gelten. Der Gesetzgeber hat daher im § 1 Abs. 2 Nr. 

2b WaffG festgelegt, dass nichttechnische Waffen nur dann als Waffen i. S. d. WaffG 

eingestuft werden, wenn sie ausdrücklich im WaffG genannt werden. In der Anl. 1 A1 

UA 2 Nr. 2 WaffG findet sich hierzu eine abschließende Aufzählung. Nichttechnische 

Waffen die dem § 1 Abs. 1 Nr. 2b WaffG unterliegen sind daher Spring-, Fall-, Faust- 

und Butterflymesser sowie Elektroimpulsgeräte für den Einsatz bei Tieren und Viehtrei-

ber. 

 

3.3 Waffenverbotszonen allgemein und im Einzelfall 

Waffenverbotszonen können nach § 42 Abs. 5 WaffG allgemein oder einzelfallbezogen 

eingerichtet werden. In der Regel werden die Führungsverbote oder -beschränkungen 

allgemein erlassen59. Sie sind nicht an ein bestimmtes Ereignis geknüpft. Aber auch die 

Einrichtung einer Waffenverbotszone für einen Einzelfall ist möglich, etwa für den räum-

lichen Umkreis und die Dauer einer öffentlichen Veranstaltung. Das Führen von Waffen 

auf der Veranstaltung selbst wird aber bereits durch den § 42 Abs. 1 WaffG verboten.60 

Eine auf Grundlage des § 42 Abs. 5 WaffG erlassene Rechtsverordnung würde insofern 

nur eine Ergänzung (z. B. in Form einer räumlichen Erweiterung) des Verbots darstellen. 

Unabhängig davon, ob die Waffenverbotszone allgemein oder für einen Einzelfall gilt, 

wird sie immer durch Rechtsverordnung erlassen. Dies wird ausdrücklich im § 42 Abs. 5 

S. 1 WaffG bestimmt. Es handelt sich somit eben nicht um eine Allgemeinverfügung oder 

                                                 
55 Vgl. Gade: 2018, S. 30, Rn.13. 
56 Vgl. Heinrich: 2015, S. 56, Rn. 24. 
57 Vgl. Gade: 2018, S. 32, Rn. 17.  
58 Vgl. Heinrich: 2015, S. 56, Rn. 24. 
59 Vgl. Gade: 2018, S. 283, Rn. 33.  
60 Vgl. ebd.: S. 283, Rn. 35. 
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einen (Einzel-)Verwaltungsakt, da kein Adressat bzw. keine Adressaten bestimmt wer-

den können (s. auch Kapitel 4.1.2)61.  

 

3.4 Ausnahmen 

§ 42 Abs. 5 S. 2 WaffG legt fest, dass in der Rechtsverordnung zur Einrichtung einer 

Waffenverbotszone bestimmt sein soll, dass die zuständigen Behörden Ausnahmen von 

dem Verbot zulassen können. Der Satz war im ursprünglichen Gesetzantrag nicht ent-

halten. Im weiteren parlamentarischen Verfahren wurde er aber zur Wahrung des Ver-

hältnismäßigkeitsgrundsatzes angefügt.62 Ausnahmen sollen gemäß § 42 Abs. 5 S. 2 

WaffG insbesondere zugelassen werden für: 

• Inhaber waffenrechtlicher Erlaubnisse, 

• Anwohner und 

• Gewerbetreibende.  

Es handelt sich hierbei um eine typische, aber nicht abschließende Aufzählung von Stan-

dardbeispielen63. Entsprechend des gesetzlichen Wortlautes dürfen Ausnahmen aller-

dings nur zugelassen werden, wenn dadurch keine Gefährdung für die öffentliche Si-

cherheit zu besorgen ist. Zum Schutzgut der öffentlichen Sicherheit gehört nach § 4 Nr. 

1 SächsPVDG die Unverletzlichkeit der Rechtsordnung, der subjektiven Rechte und 

Rechtsgüter des Einzelnen sowie des Bestandes, der Einrichtungen und Veranstaltun-

gen des Staates oder sonstiger Träger der Hoheitsgewalt. Nicht von § 42 Abs. 5 S. 2 

WaffG ausdrücklich umfasst wird die öffentliche Ordnung. Das Schutzgut umfasst ge-

mäß § 4 Nr. 2 SächsPVDG die Gesamtheit der im Rahmen der verfassungsmäßigen 

Ordnung liegenden ungeschriebenen Regeln für das Verhalten des Einzelnen in der Öf-

fentlichkeit, deren Beachtung nach den jeweils herrschenden Anschauungen als uner-

lässliche Voraussetzung eines geordneten Zusammenlebens betrachtet wird. Eine offi-

zielle Begründung, warum an dieser Stelle nicht wie in anderen Regelungen des WaffG 

(z. B. in § 8 Abs. 1 und § 9 Abs. 1 WaffG) auf beide Schutzgüter abgestellt wird, gibt es 

nicht. Jedoch umfasst der Schutzzweck des WaffG, der sich aus dem § 1 Abs. 1 WaffG 

ergibt, sowohl die Belange der öffentlichen Sicherheit als auch der öffentlichen Ordnung. 

Es kann daher nicht davon ausgegangen werden, dass die öffentliche Ordnung bei der 

Entscheidung über die Zulassung einer Ausnahme außer Acht gelassen werden kann. 

Gegenteiliges würde auch dem Zweck § 42 Abs. 5 WaffG selbst zuwiderlaufen.64 Durch 

                                                 
61 Fehler in Gerlemann: 2015, S. 375, Rn. 13a.  
62 Vgl. BT-Drs. 16/5924 vom 04.07.2007, S. 4.  
63 Vgl. Gerlemann: 2015, S. 375, Rn. 13a. 
64 Vgl. Lehmann; Grotthuss: § 42 Rn. 74.  
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das Einrichten von Waffenverbotszonen, in denen das Führen von Waffen beschränkt 

oder verboten wird, soll an Kriminalitätsschwerpunkten eingegriffen und der dortigen Ge-

waltbereitschaft entgegengewirkt werden. Das Zulassen einer Ausnahme, durch die eine 

Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und/oder Ordnung zu besorgen ist, wäre insofern 

nicht zielführend.  

Ausnahmen können nach § 42 Abs. 5 S. 2 WaffG sowohl allgemein als auch für Einzel-

fälle zugelassen werden. So kann die zuständige Behörde bspw. eine Allgemeinverfü-

gung (§ 35 S. 2 VwVfG) für eine Waffenpräsentationsschau erlassen. Einem Jäger, der 

im Bereich der Waffenverbotszone wohnt und der seine Waffe vom Wohnsitz zur Arbeit 

oder von der Arbeit zum Wohnsitz zurücktransportieren muss, kann eine Ausnahme als 

(Einzel-)Verwaltungsakt (§ 35 S. 1 VwVfG) erteilt werden.65 Die Zulassung einer Aus-

nahme setzt die Stellung eines entsprechenden Antrages voraus. Soweit über diesen 

positiv entschieden wird, hat die Behörde einen schriftlichen Ausnahmebewilligungsbe-

scheid zu erlassen. In dem Verwaltungsakt sind die Waffen, die der Ausnahme unterlie-

gen, konkret zu bezeichnen. Außerdem muss der Bereich benannt werden, in dem diese 

aufgrund der Bewilligung geführt werden dürfen. In der Regel werden Ausnahmen nicht 

auf Dauer, sondern nur für einen begrenzten Zeitraum zugelassen (Befristung).66 Der 

Inhaber einer solchen Erlaubnis unterliegt der Legitimationspflicht. Das wird durch die 

Verweisung des § 42 Abs. 5 S. 3 WaffG auf den Abs. 3 derselben Vorschrift deutlich 

gemacht.67 Damit die erteilte Ausnahme auch behördlich nachvollziehbar bzw. kontrol-

lierbar ist, muss der Ausnahmebescheid von der begünstigten Person stets mitgeführt 

werden68. Auf Verlangen ist das Dokument den Polizeibeamten oder den sonst zur Kon-

trolle von Personen Berechtigten zur Prüfung auszuhändigen. Unberührt vom § 42 Abs. 

3 WaffG bleiben dabei die Ausweispflichten des § 38 WaffG. Der Begünstigte muss da-

her zusätzlich auch einen Pass oder Reisepass mit sich führen und bei Bedarf aushän-

digen, damit der Inhaber der Ausnahmebewilligung eindeutig identifiziert werden kann.69 

Der Ausnahmebescheid allein ist hierfür nicht ausreichend, da er kein amtliches Lichtbild 

enthält70.  

 

3.5 Rechtsfolgen  

Ein Verstoß gegen die auf Grundlage des § 42 Abs. 5 WaffG erlassene Rechtsverord-

nung wird gemäß § 53 Abs. 1 Nr. 23 WaffG als Ordnungswidrigkeit geahndet. 

                                                 
65 Vgl. König; Papsthart: 2012, in: beck-online, § 42 Rn. 8. 
66 Vgl. Lehmann; Grotthuss: § 42 Rn. 74 f. 
67 Vgl. König; Papsthart: 2012, in: beck-online, § 42 Rn. 9. 
68 Vgl. Gade: 2018, S. 383, Rn. 37. 
69 Vgl. Lehmann; Grotthuss: § 42 Rn. 76. 
70 Vgl. ebd.: § 42 Rn. 52. 
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Vorausgesetzt wird, dass in dem durch die jeweilige Rechtsverordnung bestimmten Tat-

bestand ausdrücklich auf diese Bußgeldnorm verwiesen wird. Es handelt sich hierbei um 

eine sogenannte Blanketnorm, in der lediglich die Bußgeldandrohung enthalten ist. Die 

Tatbestandsmerkmale selbst sind in der Vorschrift nicht bestimmt. Diesbezüglich wird 

auf eine Ausfüllungsnorm verwiesen.71 In diesem Fall ist das die auf Grundlage des § 42 

Abs. 5 WaffG erlassene Rechtsverordnung. Die Tatbestandsverwirklichung ist daher da-

von abhängig, ob eine entsprechende Rechtsverordnung überhaupt erlassen wurde und 

in der Ausfüllungsnorm auf die Bußgeldvorschrift des § 53 Abs. 1 Nr. 23 WaffG zurück-

verwiesen wird72. Ordnungswidrig handelt nach § 53 Abs. 1 Nr. 20 WaffG ferner, wer die 

Ausweispflichten des § 38 Abs. 1 S. 1 oder Abs. 2 WaffG verletzt. Nicht hiervon umfasst 

wird ein Verstoß gegen den § 42 Abs. 3 WaffG. Zwar wird in der Vorschrift festgelegt, 

dass eine gewährte Ausnahmebewilligung von dem Begünstigten mitzuführen ist, Sank-

tionen bei einer Zuwiderhandlung werden im Gesetz aber nicht bestimmt.73 Die Bege-

hung einer Ordnungswidrigkeit nach § 53 Abs 1 WaffG wird gemäß § 53 Abs. 2 WaffG 

mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro geahndet. 

Darüber hinaus können Gegenstände, die in Verbindung mit einer nach § 53 WaffG ver-

übten Ordnungswidrigkeit stehen, auf Grundlage des § 54 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 WaffG 

eingezogen werden. Bei einer Einziehung geht das Eigentum an der Sache an den Staat 

über. Da das Eigentum aber grundsätzlich durch den Art. 14 GG besonders geschützt 

ist, ist diese Maßnahme nur als „letztes Mittel“ zulässig.74  

 

                                                 
71 Vgl. Bohnert; Joachim: Ordnungswidrigkeitengesetz – Kommentar, München 2010, S. 7, Rn. 30.  
72 Vgl. Gürtler, Franz: Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, München 2017, S. 18 f., Rn. 17a, 18. 
73 Vgl. Gade: 2018, S. 384, Rn. 38.  
74 Vgl. Schenke, Wolf-Rüdiger: Polizei- und Ordnungsrecht, 2013, S. 97, Rn. 166.  



 18 

4 Erste sächsische Waffenverbotszone in Leipzig  

4.1 Mantelverordnung 

„[…] schon das Mitführen von Waffen oder gefährlichen Werkzeugen zeugt von latenter 

Gewaltbereitschaft und wir – Land, Stadt und Polizeidirektion – sind keinesfalls gewillt, 

sehenden Auges auf weitere Eskalationen zu warten. Wir handeln konsequent, präventiv 

und nachhaltig.“75 Mit diesen Worten wurde die Einführung der ersten sächsischen Ver-

botszone in Leipzig durch den damaligen Leipziger Polizeipräsidenten Bernd Merbitz 

verkündet. Am 5. November 2018 trat die Verordnung des Sächsischen Staatsministeri-

ums des Innern über die Einrichtung einer Verbotszone zum Schutz vor Waffen und ge-

fährlichen Gegenständen in Leipzig in Kraft. Bei der Verordnung handelt es sich um eine 

sogenannte Mantelverordnung, hinter der sich zwei getrennte Verordnung verbergen76. 

Das ist zum einen die Sächsische Waffenverbotszonenverordnung Leipzig (SächsWaff-

VerbZVO-Lpz) und zum anderen die Polizeiverordnung des Sächsischen Staatsministe-

riums des Innern über das Verbot des Mitführens gefährlicher Gegenstände in Leipzig 

(im Folgenden mit der nicht amtlichen Abkürzung PVOgG-Lpz abgekürzt). Mit Mantel-

verordnungen können verschiedene Verordnungen, die in einem engen sachlichen Zu-

sammenhang stehen, zusammen erlassen, abgeändert oder aufgehoben werden77. Zwi-

schen den beiden oben genannten Verordnungen ist ein solcher enger sachlicher Zu-

sammenhang gegeben. Durch die auf Grundlage des § 42 Abs. 5 WaffG erlassene 

SächsWaffVerbZVO-Lpz kann nur das Führen von Waffen i. S. d. WaffG verboten wer-

den. Darüber hinaus gibt es aber auch weitere gefährliche Gegenstände, die zwar grund-

sätzlich nicht dem WaffG unterliegen, aber häufig bei Gewaltdelikten eingesetzt werden. 

Schon im ursprünglichen Gesetzantrag der Freien und Hansestadt Hamburg wurde da-

rauf hingewiesen, dass diese auf Grundlage einer zusätzlichen Polizeiverordnung nach 

dem Landespolizeirecht verboten werden können.78 Ergänzend zur SächsWaff-

VerbZVO-Lpz wurde daher die PVOgG-Lpz erlassen, durch die der Katalog der verbo-

tenen Gegenstände im Bereich der Leipziger Waffenverbotszone erweitert wurde.  

 

4.1.1 Sächsische Waffenverbotszonenverordnung Leipzig 

Die SächsWaffVerbZVO-Lpz ist in Art. 1 der Mantelverordnung verankert und stützt sich 

auf den § 42 Abs. 5 S.1, 2 WaffG79. Erlassen wurde sie vom SMI am 4. Oktober 2018. 

                                                 
75 SMI: Erste Sächsische Waffenverbotszone in Leipzig eingerichtet – Wöller: „Gewaltmonopol liegt in den 
Händen des Staates“, Medieninformation vom 05.11.2018 (Anhang 1).  
76 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/11315 vom 15.12.2017, S. 2. 
77 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit: Häufig gestellte Fragen (FAQ) 
– Mantelverordung (Anhang 2). 
78 Vgl. BR-Drs. 233/06 vom 28.03.2006, S. 7. 
79 Vgl. Eingangsformel der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über die Einrich-
tung einer Verbotszone zum Schutz vor Waffen und gefährlichen Gegenständen in Leipzig. 
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Die sächsische Landesregierung hat hierbei von der Subdelegationsmöglichkeit des § 

42 Abs. 5 S. 4 1. HS WaffG Gebrauch gemacht. Durch den § 5 SächsWaffGDVO wurde 

die Befugnis zum Erlass einer entsprechenden Rechtsverordnung auf das SMI übertra-

gen, welches im Jahr 2018 in Leipzig zum ersten Mal die Erlasskompetenz in Anspruch 

genommen hat.  

§ 1 SächsWaffVerbZVO-Lpz verbietet das Führen aller Waffen auf den öffentlichen Stra-

ßen, Wegen und Plätzen im Gebiet der Waffenverbotszone. Dass der Begriff Waffen an 

dieser Stelle alle Waffen i. S. d. WaffG umfasst, wird durch den Verweis in § 2 Abs. 1 

SächsWaffVerbZVO-Lpz auf den § 1 Abs. 2 WaffG deutlich gemacht. Welche Waffen 

genau hierunter fallen, wird im Kapitel 2.2 erläutert. Die Umgangsart des Führens wird 

noch mal ausdrücklich im § 2 Abs. 2 SächsWaffVerbZVO-Lpz definiert. Die Begriffsbe-

stimmung ist dabei deckungsgleich zur Definition in der Anl. 1 A 2 Nr. 4 WaffG (s. Kapitel 

3.1). Wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen der SächsWaffVerbZVO-Lpz eine Waffe 

im Bereich der Waffenverbotszone führt, handelt ordnungswidrig und kann gemäß § 4 

Abs. 2 SächsWaffVerbZVO-Lpz mit einer Geldbuße von bis zu 10.000 Euro geahndet 

werden. Der § 4 Abs. 1 SächsWaffVerbZVO-Lpz verweist hier ordnungsgemäß auf die 

Bußgeldnorm des § 53 Abs. 1 Nr. 23 WaffG. Neben der Verhängung eines Bußgeldes 

kann eine verbotenerweise in der Waffenverbotszone geführte Waffe nach § 4 Abs. 3 

SächsWaffVerbZVO-Lpz eingezogen werden.  

 

4.1.2 Polizeiverordnung über das Mitführen Gefährlicher Gegenstände 

Die PVOgG-Lpz ist indes in Art. 2 der Mantelverordnung geregelt und findet ihre Ermäch-

tigung in § 9 Abs. 1 i. V. m. §§1 Abs. 1, 12, 17 Abs. 1 SächsPolG (neu: § 32 Abs. 1 i. V. 

m. §§ 2 Abs.1, 34, 39 Abs. 1 SächsPBG) 80. Richtigerweise wurde das Führen von ge-

fährlichen Gegenständen nicht schon auf Grundlage des § 42 Abs. 5 WaffG verboten, 

sondern durch den Erlass einer zusätzlichen Verordnung nach dem sächsischen Poli-

zeirecht.  

§ 32 Abs. 1 SächsPBG ermächtigt die allgemeinen Polizeibehörden zum Erlass von po-

lizeilichen Geboten oder Verboten, die für eine unbestimmte Zahl von Fällen an eine 

unbestimmte Zahl von Personen gerichtet sind (Polizeiverordnung). In Abgrenzung zu 

Verwaltungsakten handelt es sich bei Polizeiverordnungen um abstrakt-generelle Rege-

lungen. Verwaltungsakte (§ 35 VwVfG) hingegen sind konkret-individuell, da sie einen 

Einzelfall regeln und an einen bestimmten Adressaten gerichtet sind. Probleme kann es 

vor allem bei der Abgrenzung von Verordnungen und Allgemeinverfügungen geben. 

                                                 
80 Vgl. Eingangsformel der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über die Einrich-
tung einer Verbotszone zum Schutz vor Waffen und gefährlichen Gegenständen in Leipzig. 
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Allgemeinverfügungen (§ 35 S. 2 VwVfG) richten sich anders als (Einzel-)Verwaltungs-

akte (§ 35 S. 1 VwVfG) nicht an eine einzelne Person, sondern an mehrere. Der Adres-

satenkreis ist dabei aber bestimmt oder aber zumindest bestimmbar. Verordnungen rich-

ten sich hingegen an alle Personen, die zukünftig in ihren Geltungsbereich fallen. Um 

welche Personen es sich dabei genau handelt, kann nicht bestimmt werden.81  

Nach § 32 Abs. 1 SächsPBG können die allgemeinen Polizeibehörden Polizeiverordnun-

gen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dem SächsPBG erlassen. Die Vorschrift 

verweist damit auf den § 2 Abs. 1 SächsPBG82. Die Regelung bestimmt, dass den Poli-

zeibehörden die Aufgabe der Gefahrenabwehr zum Schutz der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung obliegt. Damit eine Polizeiverordnung erlassen werden kann, muss daher 

eine Gefahr für mindestens eines der beiden Schutzgüter vorliegen. Dabei hat die öf-

fentliche Sicherheit Vorrang vor der öffentlichen Ordnung83. Ausreichend ist die abstrakte 

Gefahr, dass eine Verletzung der Schutzgüter eintreten könnte84. Bei einer abstrakten 

Gefahr handelt es sich nach § 4 Nr. 3h SächsPVDG um eine Sachlage, bei der nach 

allgemeiner Lebenserfahrung oder den Erkenntnissen fachkundiger Stellen mit hinrei-

chender Wahrscheinlichkeit typischerweise Gefahren für ein polizeiliches Schutzgut ent-

stehen. In Abgrenzung dazu muss bei einer konkreten Gefahr gemäß § 4 Nr. 3a 

SächsPVDG im Einzelfall die hinreichende Wahrscheinlichkeit bestehen, dass in abseh-

barer Zeit ein Schaden für die öffentliche Sicherheit und Ordnung eintreten wird.  Wäh-

rend also bei einer konkreten Gefahr die Gefahr im Einzelfall real vorhanden sein muss, 

reicht es bei der abstrakten Gefahr schon aus, dass diese typischerweise entsteht. So-

wohl bei der konkreten als auch der abstrakten Gefahr muss aber der Schadenseintritt 

hinreichend wahrscheinlich sein. Hierfür müssen tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen.85 

„Tatsächliche Anhaltspunkte sind bestimmte Indizien, aus denen nach polizeirechtlicher 

Erfahrung mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf das Vorliegen eines Sachverhaltes 

geschlossen werden kann.“86 Kann die Behörde aufgrund fehlender Kenntnisse über die 

zu regelnde Sachlage oder die wesentlichen Kausalverläufe keine entsprechende Ge-

fahrenprognose aufstellen, liegt keine abstrakte Gefahr vor87. Wird die Kriminalitätsent-

wicklung im Bereich der Leipziger Eisenbahnstraße (s. Kapitel 4.2) betrachtet, kann fest-

gestellt werden, dass nach der Definition eine abstrakte Gefahr für die öffentliche Sicher-

heit und Ordnung vorlag. Die allgemeinen Polizeibehörden waren insofern dazu 

                                                 
81 Vgl. Möller, Manfred; Warg, Gunter: Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht mit Verwaltungszwang und 
Bescheidtechnik, Stuttgart 2012, S. 259, Rn. 196. 
82 Vgl. Elzermann, Hartwig; Schwier, Henning: Polizeigesetz des Freistaates Sachsen – Kommentar für 
Praxis und Ausbilung, Stuttgart 2014, S. 57, Rn. 6. 
83 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 12, Rn. 3.  
84 Vgl. ebd.: S. 58, Rn. 8. 
85 Vgl. ebd.  
86 Ebd.: S. 104, Rn. 6. 
87 Vgl. Möller; Warg: 2012, S. 201, Rn. 264. 
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berechtigt, eine Rechtsverordnung mit dem Verbot des Führens von gefährlichen Ge-

genständen zu erlassen. Allgemeine Polizeibehörden sind dabei nach § 1 Abs. 1 

SächsPBG die zuständigen Staatsministerien (oberste Landespolizeibehörden), die 

Landesdirektion Sachsen (Landespolizeibehörde), die Landratsämter und die kreisfreien 

Städte (Kreispolizeibehörden) sowie die Gemeinden (Ortspolizeibehörden). Ihre Zustän-

digkeit für den Erlass von Polizeiverordnungen ergibt sich aus §§ 32 Abs. 1, 34 

SächsPBG. In § 34 SächsPBG wird dabei noch mal ausdrücklich das zuständige Staats-

ministerium genannt. Grundsätzlich wird aber keine Regelzuständigkeit festgelegt. Zwi-

schen den allgemeinen Polizeibehörden besteht eine konkurrierende Zuständigkeit im 

Bezug auf den Erlass von Polizeiverordnungen nach § 32 Abs. 1 SächsPBG. Jeder von 

ihnen darf für seinen Dienstbezirk oder Teile seines Dienstbezirkes Verordnungen erlas-

sen. Soweit es aufgrund der konkurrierenden Verordnungsermächtigung zu Konflikten 

kommen sollte, werden diese durch den § 36 SächsPBG aufgelöst.88 Er legt fest, dass 

Polizeiverordnungen nicht gegen höherrangiges Recht verstoßen dürfen. Grundsätzlich 

sind Polizeiverordnungen, die von unterschiedlichen Behörden innerhalb der Verwal-

tungshierachie erlassen worden sind, nicht gleichgestellt. Sie unterliegen einer Normen-

hierachie. Desto weiter oben die erlassende Polizeibehörde in der Verwaltungshierachie 

steht, desto weiter oben befindet sich auch die von ihr erlassene Polizeiverordnung in 

der Normenhierachie.89 Die „höheren“ Verordnungen verdrängen dabei die „niedrigeren“ 

Verordnungen, wenn sie den gleichen Gegenstand regeln. Die verdrängte Verordnung 

verliert dadurch automatisch ihre Gültigkeit. Eine ausdrückliche Aufhebung ist dabei 

nicht notwendig, aber wünschenswert.90  

Die PVOgG-Lpz wurde von der in der Verwaltungshierachie an der höchsten Stelle ste-

henden allgemeinen Polizeibehörde erlassen: dem SMI. Die Polizeiverordnung enthält 

im § 1 PVOgG-Lpz das Führungsverbot von gefährlichen Gegenständen im Bereich der 

Waffenverbotszone. Der Begriff des Führens wird in § 2 Abs. 2 SächsPVOgG-Lpz defi-

niert und ist ähnlich zur Begriffsbestimmung in der Anl. 1 A 2 Nr. 2 WaffG. Allerdings 

wird hier nur auf den Bereich außerhalb der eigenen Wohnung, eigener Geschäftsräume 

oder des eigenen befriedeten Besitztums abgestellt. Damit weicht die Definition des Füh-

rens in der Verordnung von der Regelung im WaffG ab (Schießstätten werden in der 

Verordnung nicht aufgeführt). Welche Gegenstände als gefährlich gelten und damit dem 

Führungsverbot unterliegen, bestimmt § 2 Abs. 1 PVOgG-Lpz. In den Geltungsbereich 

der Verordnung fallen demnach: 

 

                                                 
88 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 78 f., Rn. 2.  
89 Vgl. ebd.: S. 68, Rn. 6. 
90 Vgl. ebd.: S. 68 f., Rn. 9.  
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• Äxte und Beile, 

• Schlagstöcke, Baseballschläger und Gegenstände, die geeignet und den Um-

ständen nach dazu bestimmt sind, als Hieb- und Stoßwaffe gegen Personen oder 

Sachen eingesetzt zu werden (z. B. zweckentfremdet angeschärfte Werkzeuge), 

• Handschuhe mit harten Füllungen sowie Quarzhandschuhe und 

• Messer, Reizstoffsprühgeräte und Tierabwehrsprays, die nicht schon dem WaffG 

unterliegen. 

Nicht unter den Anwendungsbereich der PVOgG-Lpz fallen damit bspw. Scheren, 

Schraubendreher und Glasschaber, es sei denn sie wurden zweckentfremdet ge-

schärft91. Sehr wohl unterliegen hingegen Einwegmesser aus Plastik, Pilzmesser und 

Taschenmesser dem Führungsverbot des § 1 PVOgG-Lpz92. Ob in solchen Fällen von 

der Verfolgung der Ordnungswidrigkeit abgesehen werden kann, entscheidet die Verfol-

gungsbehörde im Einzelfall entsprechend § 47 Abs. 1 OWiG nach pflichtgemäßem Er-

messen93. Grundsätzlich handelt nach § 4 Abs. 1 PVOgG-Lpz aber ordnungswidrig, wer 

dem Verbot des § 1 PVOgG-Lpz zuwiderhandelt und im Bereich der Waffenverbotszone 

einen gefährlichen Gegenstand i. S. d. § 2 Abs. 1 PVOgG-Lpz führt. Geahndet werden 

kann die Ordnungswidrigkeit gemäß § 4 Abs. 2 PVOgG-Lpz mit einer Geldbuße bis zu 

1.000 Euro.  

 

4.2 Gebiet der Waffenverbotszone 

Gemäß § 1 SächsWaffVerbZVO-Lpz i. V. m. § 1 PVOgG-Lpz wird das Gebiet der Waf-

fenverbotszone durch die Eisenbahnstraße/Rosa-Luxemburg-Straße, Mariannenstraße, 

Hermann-Liebmann-Straße, Ludwigstraße, Elisabethstraße, Konradstraße, Hermann-

Liebmann-Straße, Rabet, Lorenzstraße, Konstantinstraße und Eisenbahnstraße/Rosa-

Luxemburg-Straße begrenzt (Anhang 3). Das Gebiet liegt im Osten von Leipzig und er-

streckt sich über die Stadtteile Neustadt-Neuschönefeld und Volkmarsdorf. Insgesamt 

umfasst die Waffenverbotszone 0,093 % der Fläche Leipzigs94. Bei einer Größe von 297, 

6 km2 sind das rund 0,277 km2. Gekennzeichnet wird die Waffenverbotszone durch eine 

entsprechende Beschilderung (Anhang 5). Insgesamt wurden 30 Verbotsschilder an 

ausgewählten Zuwegen des Gebiets aufgestellt95. Um Missverständnisse, insbesondere 

wegen sprachlicher Differenzen zu vermeiden, wurde hierbei auf Piktogramme zurück-

gegriffen. Die Rechtswirkung der Waffenverbotszone ergibt sich allerdings nicht aus der 

                                                 
91 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/18166 vom 30.07.19, S. 2, 4. 
92 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/15248 vom 30.11.18 / vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/15153 vom 22.11.18, S. 3. 
93 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/15153 vom 22.11.18, S. 3.  
94 Vgl. Polizei Sachsen: Häufig gestellte Fragen (FAQ), Frage 1 (Anhang 4). 
95 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/15153 vom 22.11.2018, S. 2.  
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Beschilderung, sondern aus der Bekanntmachung der Verordnung am 19. Oktober 2018 

im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt (Nr. 14/2018).96 

 

4.3 Die Eisenbahnstraße als kriminalitätsbelasteter Ort 

Die Stadtteile Neustadt-Neuschönefeld und Volkmarsdorf sind geprägt von Multikultura-

lität. Im Jahr 2017 waren über ein Drittel der in den Gebieten lebenden Menschen solche 

mit Migrationshintergrund – mehr als in allen anderen Stadtteilen Leipzigs97. Aber nicht 

nur für seine kulturelle Vielfalt ist das Gebiet bekannt. Bei der Eisenbahnstraße handelt 

es sich seit Jahren um einen Kriminalitätsschwerpunkt. Die Polizeidirektion hat bereits 

mit einer Vielzahl von präventiven und repressiven Maßnahmen versucht, der Kriminali-

tätsentwicklung in dem Viertel entgegenzuwirken. Dazu gehörte die Einrichtung einer 

Außenpolizeirevierstelle des Polizeireviers Leipzig-Zentrum in der Eisenbahnstraße und 

die Einführung von Videoüberwachung zur Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität. Dar-

über hinaus wurden weitere polizeiliche Maßnahmen getroffen. Unter anderem war die 

Eisenbahnstraße Teil des im November 2017 gestarteten Pilotprojektes „Bodycam“. 

Eine Besserung der Zustände konnte hierdurch jedoch nicht erreicht werden.98 Der pro-

zentuale Anteil der Straftaten im Bereich der heutigen Waffenverbotszone an der Ge-

samtkriminalität in der kreisfreien Stadt Leipzig war, besonders unter Berücksichtigung 

der geringen Fläche, immer noch überdurchschnittlich hoch. Besonders auffällig waren 

dabei die überproportional vielen schweren Straftaten.99 Die folgende Statistik zeigt die 

Entwicklung der Straftaten im Bereich der Waffenverbotszone. Insgesamt werden jähr-

lich ca. 600 Delikte in dem Gebiet registriert100. In der nachfolgenden Darstellung erfasst 

sind dabei nur die für die Einrichtung von Waffenverbotszonen relevanten Straftatbe-

stände nach § 42 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 WaffG. 

 

                                                 
96 Vgl. Polizei Sachsen: Häufig gestellte Fragen (FAQ), Frage 8 (Anhang 6). 
97 Vgl. Ordnungsamt Leipzig: Bevölkerungsbestand – Einwohner mit Migrationshintergrund: Anteil der Mig-
ranten an der Bevölkerung (Anhang 7). 
98 Vgl. Kleine Anfrage Drs-Nr. 6/11315 vom 15.12.2017, S. 2. 
99 Vgl. Polizei Sachen: Häufig gestellte Fragen (FAQ), Frage 1 (Anhang 4). 
100 Vgl. SMI: Erste Sächsische Waffenverbotszone in Leipzig eingerichtet – Wöller: „Gewaltmonopol liegt 
in den Händen des Staates“, Medieninformation vom 05.11.2018 (Anhang 1). 
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Abbildung 4.3-1: Entwicklung der Straftaten im Bereich der heutigen Waffenverbotszone (2010 bis 
2018)101 

 

Es zeigt sich, dass vom Jahr 2010 bis 2014 ein stetiger Anstieg der Straftaten zu ver-

zeichnen ist. Dabei stellen die Körperverletzungsdelikte (Körperverletzung nach § 223 

StGB und schwere Körperverletzung nach § 224 StGB) den höchsten Anteil dar. Im Jahr 

2014 waren fast 73 % aller begangenen Straftaten im Bereich der heutigen Waffenver-

botszone solche der Körperverletzung. Den zweithöchsten Posten mit rund 12 % neh-

men die Raubdelikte ein. Unter diesem Punkt erfasst sind Raub (§ 249 StGB), schwerer 

Raub (§ 250), räuberischer Diebstahl (§ 252 StGB) und räuberische Erpressung (§ 255 

StGB). Nachdem die Anzahl der Straftaten bis zum Jahr 2014 stetig anstieg, konnte 2015 

schließlich ein Rückgang verzeichnet werden. Dies war allerdings nicht von Dauer. Im 

darauffolgenden Jahr wurden insgesamt 213 Delikte i. S. d. § 42 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 WaffG 

im Bereich der Eisenbahnstraße registriert – so viele wie noch nie zuvor. Das sind 161 

Straftaten mehr als noch im Jahr 2010. Besonders hervorzuheben ist die Zahl der Tö-

tungsdelikte. In den Jahren 2013, 2014 und 2016 wurden jeweils drei Menschen im Be-

reich der heutigen Waffenverbotszone getötet102. Zum Vergleich: Im ganzen Gebiet der 

kreisfreien Stadt Leipzig wurden im Jahr 2016 29 Menschen Opfer von Mord oder 

                                                 
101 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/15449 vom 27.12.2018, Anl. S. 2 / vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/18595 vom 
09.09.2019, S. 2. 
102 Widersprüchliche Angaben für das Jahr 2014 in der Kleinen Anfrage Drs. 6/15449 vom 27.12.2018, 
Anl. S. 1 und S. 2. Es wird daher auf die geringere Anzahl abgestellt.  
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Totschlag103. Wird bedacht, dass die heutige Waffenverbotszone nicht einmal 0,1 % der 

gesamten Fläche der kreisfreien Stadt Leipzig ausmacht, ist das eine alarmierende Bi-

lanz. Im Jahr 2017 ging die Anzahl der Straftaten dann zwar zurück, stieg jedoch im 

darauffolgenden Jahr gleich wieder auf 191 Delikte an. Das sind zwar nicht so viele wie 

in den Jahren 2014 und 2016, trotzdem ist dieser Wert aber mehr als drei Mal so hoch 

wie noch im Jahr 2010. Die Körperverletzung bleibt dabei in allen Jahren die häufigste 

Straftat. Die zweite Grafik zeigt, wie viele Straftaten nach § 42 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 WaffG 

dabei unter dem Einsatz von Waffen verübt wurden. 

 

 

Abbildung 4.3-2: Entwicklung der Straftaten unter Einsatz von Waffen im Bereich der heutigen Waf-
fenverbotszone (2010 bis 2018)104 

 
Auch hier zeigt sich eine ähnliche Bilanz. Bis einschließlich 2014 stieg die Zahl der Straf-

taten unter dem Einsatz von Waffen. Auf einen plötzlichen Rückgang im Jahr 2015 folgte 

2016 wieder ein deutlicher Anstieg. 68 Straftaten unter der Verwendung von Waffen wur-

den in dem Jahr verübt, davon zwei Morde und ein Totschlag. Damit wurde in dem Jahr 

der Höhepunkt der Waffengewalt im Bereich der heutigen Waffenverbotszone erreicht. 

Danach sank die Zahl bis einschließlich 2018 wieder ab. Dabei ist aber der prozentuale 

Anteil der Straftaten unter Waffeneinsatz an der Gesamtzahl aller Straftaten im Jahr 

2017 mit 34 % am höchsten. Im Vorgängerjahr waren es noch 32 %, bis dahin der 

                                                 
103 Vgl. Polizeidirektion Leipzig: Sicherheitslage 2016 Kreisfreie Stadt Leipzig, S. 10 (Anhang 8). 
104 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/15449 vom 27.12.2018, Anl. S. 1 / vgl. Kleine Anfrage: Drs. 6/18595 vom 
09.09.2019, S. 2. 
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höchste Wert. Im Jahr 2018 wurden nur noch ca. 27 % aller Straftaten i. S. d. § 42 Abs. 

5 S. 1 Nr. 2 WaffG im Bereich der Eisenbahnstraße mit einer Waffe verübt. Da keine 

Aufschlüsselung nach Monaten vorgenommen wird, kann aber nicht festgestellt werden, 

ob dieser Rückgang bereits der am 5. November 2018 in Kraft getretenen Waffenver-

botszone zugeschrieben werden kann. Trotzdem ist der Unterschied zum Jahr 2010 er-

heblich: Während damals nur 11 Straftaten unter dem Einsatz von Waffen im Bereich 

der Eisenbahnstraße verzeichnet worden, waren es 2018 51, fast fünf Mal so viel. Be-

sonders hoch war auch hier wieder die Zahl der Körperverletzungsdelikte. In den Jahren 

2010 bis 2018 wurde bei fast jeder vierten Körperverletzung eine Waffe eingesetzt. Ins-

gesamt kann den Statistiken entnommen werden, dass in dem dargestellten Zeitraum 

bei fast 29 % aller Straftaten i. S. d. § 42 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 WaffG, die im Bereich der 

heutigen Waffenverbotszone begangen worden sind, eine Waffe eingesetzt wurde. In-

nerhalb von sechs Jahren verloren 15 Menschen ihr Leben durch Mord oder Totschlag 

im Gebiet der Eisenbahnstraße – bei allen Fällen war dabei eine Waffe im Spiel105. Be-

sonders öffentlichkeitswirksam war die Schießerei vom 25. Juni 2016. Am helllichten Tag 

kam es in der Eisenbahnstraße zu einer blutigen Auseinandersetzung zwischen zwei 

Rockerbanden: den Hells Angels und den United Tribuns. Bei der Schießerei wurde ein 

Mitglied der United Tribuns getötet und zwei weitere verletzt.106  

Es kann festgestellt werden, dass es sich bei dem Bereich der Leipziger Waffenverbots-

zone um einen kriminalitätsbelasteten Ort handelt. Nicht nur wurde hier eine Vielzahl von 

Straftaten unter dem Einsatz von Waffen verübt, sondern auch eine hohe Anzahl von 

den in § 42 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 WaffG genannten Delikten, insbesondere solche der Kör-

perverletzung. Bei Betrachtung der Statistiken kann davon ausgegangen werden, dass 

der in § 42 Abs. 5 S. 1 WaffG gestellten Anforderung der „Wiederholung“ genüge getan 

wurde. Die Kriminalitätsentwicklung der letzten Jahre rechtfertigt außerdem die An-

nahme, dass auch in der Zukunft weiterhin mit der Begehung derartiger Straftaten zu 

rechnen ist107. Insoweit erfüllt das Gebiet der Eisenbahnstraße die Voraussetzungen des 

§ 42 Abs. 5 S. 1 WaffG. Die Einrichtung einer Waffenverbotszone in dem durch Rechts-

verordnung bestimmten Bereich war insoweit gerechtfertigt.  

 

4.4 Ausnahmen Waffenverbotszone Leipzig 

In § 3 SächsWaffVerbZVO-Lpz und § 3 PVOgG-Lpz sind Ausnahmen von den Führungs-

verboten festgelegt. Damit wird § 42 Abs. 5 S. 2 WaffG Rechnung getragen. 

                                                 
105 Beachte Fn. 102. 
106 Vgl. Nößler, Robert: Rockerkrieg in der Eisenbahnstraße: Leipziger Polizei befürchtet Racheakte, in: 
LVZ vom 27.06.2016 (Anhang 9). 
107 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/15449 vom 27.12.2018, S. 2. 
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Grundsätzlich von dem Verbot des Führens von Waffen und gefährlichen Gegenständen 

ausgenommen sind nach § 3 Abs. 1 SächsWaffVerbZVO-Lpz und § 3 Abs. 1 PVOgG-

Lpz gemeindliche Polizeivollzugsbedienstete (Nr. 1) sowie Rettungsdienste, Feuerwehr, 

Pflegekräfte und medizinische Hilfskräfte, soweit diese im Bereich der Waffenverbots-

zone im Rahmen ihrer Arbeit tätig werden (Nr. 2). Letzteres gilt auch für Mitarbeiter von 

Geld- und Warentransporten und des Sicherheitsdienstes der Deutschen Bahn AG (Nr. 

3). 

Weiterhin ist Anwohnern, die im Bereich der Waffenverbotszone ihren Wohnsitz haben, 

gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 2 SächsWaffVerbZVO-Lpz und § 3 Abs. 2 Nr. 2 PVOgG-Lpz der 

Transport von Waffen und gefährlichen Gegenständen gestattet. Voraussetzung ist, 

dass der Transport in verschlossenen Behältnissen oder Verpackungen erfolgt, die ei-

nen unmittelbaren Zugriff verhindern. Ein Behältnis ist verschlossen, wenn es mit einem 

Zahlen- oder Vorhängeschloss versehen ist108. Dabei werden weder an das Behältnis 

bzw. die Verpackung noch an das Schloss besondere Anforderungen gestellt. Ausrei-

chend ist es daher, wenn der Reißverschluss des Transportbehältnisses an den Ösen 

mit einem Zahlen- oder Vorhängeschloss fixiert wird. Sinn und Zweck der Regelung ist 

dabei nicht, die Waffe oder den gefährlichen Gegenstand vor einer Wegnahme zu schüt-

zen. Viel mehr soll verhindert werden, dass er schnell erreicht werden kann109. Der un-

mittelbare Zugriff i. S. d. § 3 Abs. 2 SächsWaffVerbZVO-Lpz und § 3 Abs. 2 Nr. 2 

POVgG-Lpz gilt nach WaffVwV Nr. 12.3.3.2 als verhindert, wenn die Waffe bzw. der 

gefährliche Gegenstand nicht innerhalb von drei Sekunden und mit weniger als drei 

Handgriffen unmittelbar in Anschlag gebracht werden kann. Bei einem verschlossenen 

Behältnis bzw. bei einer verschlossenen Verpackung kann immer davon ausgegangen 

werden, dass der Inhalt nicht zugriffsbereit ist110. Unter diesen strengen Transportvo-

raussetzungen ist es nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 SächsWaffVerZVO-Lpz und § 3 Abs. 2 Nr. 2 

PVOgG-Lpz auch Gewerbetreibenden, deren Geschäftssitz im Bereich der Waffenver-

botszone liegt und die eine Berechtigung für den Handel mit Waffen bzw. gefährlichen 

Gegenständen haben, gestattet, diese zu transportieren. Hiervon umfasst sind auch de-

ren Mitarbeiter, Lieferanten und Kunden. Weiterhin dürfen nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 PVOgG-

Lpz auch Handwerker, Gewerbetreibende und ihre Mitarbeiter gefährliche Gegenstände 

in entsprechenden Behältnissen mit sich führen, wenn sie diese für die Ausübung ihrer 

Arbeit im Bereich der Waffenverbotszone benötigen. Auch der Transport von Waffen und 

gefährlichen Gegenständen in einem Kraftfahrzeug mit geschlossenem Fahrgastraum 

ist nach § 3 Abs. 1 SächsWaffVerbZVO-Lpz und § 3 Abs. 2 Nr. 1 PVOgG-Lpz von dem 

Führungsverboten ausgenommen. Die Verordnungen bestimmen, dass die Fahrt durch 

                                                 
108 Vgl. WaffVwV zu § 12 Nr. 12.3.3.2.  
109 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/18661 vom 18.09.2019, S. 2.  
110 Vgl. ebd. 
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die Waffenverbotszone dabei nicht unterbrochen werden darf. Anhalten oder Stehen-

bleiben wegen bspw. roten Ampeln oder Stau zählt dabei nicht schon als Unterbrechung.  

Für das Verbot des Führens gefährlicher Gegenstände nach § 1 PVOgG-Lpz sind dar-

über hinaus noch weitere Ausnahmetatbestände festgelegt. Nach § 3 Abs. Nr. 3 PVOgG-

Lpz dürfen Handwerker, Gewerbetreibende und ihre Mitarbeiter Messer im Bereich der 

Waffenverbotszone mit sich führen, wenn sie in dem Gebiet einen Auftrag zu erfüllen 

haben und üblicherweise hierfür ein Messer benötigen. Die strengen Transportvoraus-

setzungen müssen dabei nicht erfüllt werden. Auch für den Gastronomiebetrieb gibt es 

eine Sonderregelung. Messer, die im Rahmen des gastronomischen Betriebs verwendet 

werden, unterliegen nach § 3 Abs. 2 Nr. 4 PVOgG-Lpz nicht dem Verbot des Führens 

von gefährlichen Gegenständen. Dabei ist zu beachten, dass sich das Verbot aus § 1 

PVOgG-Lpz grundsätzlich nur auf die dort genannten öffentlichen Straßen, Wege und 

Plätze beschränkt. Demnach würde die Verwendung eines Messers innerhalb eines 

Speiselokals oder auf dazugehörigen Balkonen ohnehin nicht unter die Verordnung fal-

len. Der Ausnahmefall des § 3 Abs. 2 Nr. 4 PVOgG-Lpz ist nur relevant, wenn sich der 

gastronomische Betrieb auch auf den öffentlichen Außenbereich erstreckt.111 Zuletzt 

wird es nach § 3 Abs. 2 Nr. 5 PVOgG-Lpz auch dem Fahrpersonal im Linienverkehr, 

Taxifahrern und Zustelldiensten gestattet, gefährliche Gegenstände mitzuführen, wenn 

sie sich dienstlich in der Waffenverbotszone aufhalten. Ausdrücklich hiervon ausgenom-

men sind Messer.  

Das Wort ausgenommen in den Abs. 1 und 2 beider Vorschriften weißt daraufhin, dass 

das Führungsverbot von Waffen und gefährlichen Gegenständen von vornherein nicht 

auf die genannten Fälle Anwendung findet. Die Stellung eines Antrags für die Zulassung 

einer Ausnahme ist hier nicht erforderlich. Anders ist es in den Fällen des § 3 Abs. 3 

SächsWaffVerbZVO-Lpz und § 3 Abs. 3 PVOgG-Lpz. Die Vorschriften bestimmen, dass 

die Kreispolizeibehörden darüber hinaus noch weitere Ausnahmen im Einzelfall zulas-

sen können. Voraussetzung ist, dass keine Gefährdung für die öffentliche Sicherheit o-

der Ordnung zu besorgen ist. Anders als bei § 42 Abs. 5 S. 2 WaffG wird hier ausdrück-

lich auch auf die öffentliche Ordnung abgestellt. Die Zulassung einer besonderen Aus-

nahme nach § 3 Abs. 3 SächsWaffVerbZVO-Lpz und § 3 Abs. 2 PVOgG-Lpz bedarf der 

Stellung eines entsprechenden Antrags. 

 

                                                 
111 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/15248 vom 30.11.2018, S. 2.  
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4.5 Polizeiliche Befugnisse 

Zur Durchsetzung der Führungsverbote im Bereich der Waffenverbotszone können der 

Polizeivollzugsdienst und die Polizeibehörden auf alle in Betracht kommenden polizeili-

chen Maßnahmen aus dem SächsPVDG und dem SächsPBG zurückgreifen. Das Schaf-

fen von neuen oder zusätzlichen Befugnissen wurde zunächst als nicht erforderlich an-

gesehen.112 Mit der Neustrukturierung des sächsischen Polizeirechts zum 1. Januar 

2020 wurde dann aber doch noch mit § 15 Abs. 1 Nr. 7 SächsPVDG eine ergänzende 

Ermächtigung eingeführt. In Betracht kommende polizeiliche Maßnahmen zur Durchset-

zung des Führungsverbotes von Waffen und gefährlichen Gegenständen sind insbeson-

dere die Identitätsfeststellungen sowie die Durchsuchung von Personen und Sachen. Im 

folgenden Abschnitt sollen dabei nur die für den Bereich der Leipziger Waffenverbots-

zone besonders relevanten Ermächtigungsgrundlagen betrachtet werden. Darüber hin-

aus können auch andere polizeiliche Maßnahmen im Bereich der Waffenverbotszone 

zur Anwendung kommen. 

 

4.5.1 Identitätsfeststellung  

Die Identitätsfeststellung ist in § 15 SächsPVDG geregelt. Ziel der polizeilichen Maß-

nahme ist es, durch Feststellung der Personaldaten eine Person genau zu identifizieren. 

Zu den Personalien gehören insbesondere die in § 13 Abs. 2 SächsPVDG genannten 

Informationen.113 Das sind Nachname, Vorname, Tag und Ort der Geburt, Wohnungs-

adresse und die Staatsangehörigkeit der Person. Bei der Identitätsfeststellung handelt 

es sich um einen Eingriffsakt, der einer gesetzlichen Grundlage bedarf. Nur wenn die 

Voraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage erfüllt sind, darf die polizeiliche Maß-

nahme vorgenommen werden. Eine willkürliche Festellung der Identität einer Person 

durch den Polizeivollzugsdienst ist unzulässig.114 Vergleichsweise handelt es sich hier-

bei aber um eine für den Betreffenden weniger eingriffsintensive Maßnahme115. 

Die Ermächtigungsgrundlage zur Durchführung von Identitätstfeststellungen im Bereich 

einer Waffenverbotszone findet sich im § 15 Abs. 1 Nr. 7 SächsPVDG. Die Regelung 

wurde mit der Neustrukturierung des sächsischen Polizeirechts zum 1. Januar 2020 ein-

gefügt. Der Polizeivollzugsdienst wird dadurch berechtigt, die Identität von Personen 

festzustellen, die sich in einem Gebiet aufhalten, für das auf Grundlage des § 42 WaffG 

ein Führungsverbot oder eine Führungsbeschränkung von Waffen ausgesprochen 

                                                 
112 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/12890 vom 26.04.2018, S. 2.  
113 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 114, Rn. 3.  
114 Vgl. ebd.: S. 113, Rn. 1.  
115 Vgl. Kingreen, Thorsten; Poscher, Ralf: Polizei- und Ordnungsrecht mit Versammlungsrecht, München 
2018, S. 210, Rn. 30. 
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wurde. Umfasst werden daher der Bereich von öffentlichen Veranstaltungen sowie Orte, 

für die eine Rechtsverordnung nach § 42 Abs. 5 oder Abs. 6 WaffG erlassen worden ist. 

Dabei reicht es aus, dass sich die Person an einem der benannten Orte aufhält. Ein 

konkreter Verdacht gegen den Einzelnen oder eine von ihm ausgehende konkrete Ge-

fahr wird nicht vorausgesetzt. Grundsätzlich nicht auf die Ermächtigung des § 15 Abs. 1 

Nr. 7 SächsPVDG gestützt werden können hingegen Identitätsfeststellungen, die in ei-

nem Gebiet vorgenommen werden, an denen das Führen von gefährlichen Gegenstän-

den aufgrund einer Polizeiverordnung beschränkt oder verboten wurde. Im Fall der 

Leipziger Waffenverbotszone ist dies jedoch praktisch irrelevant, da der örtliche Gel-

tungsbereich der SächsWaffVerbZVO-Lpz und der PVOgG-Lpz identisch ist116.  

Die Identitätsfeststellung im Bereich der Leipziger Eisenbahnstraße könnte jedoch 

ebenso gut auf den § 15 Abs. 1 Nr. 2 SächsPVDG gestützt werden. Der Polizeivollzugs-

dienst wird hierdurch ermächtigt, die Identität von Personen festzustellen, die sich an 

gefährlichen Orten aufhalten.117 Es handelt sich hierbei gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 2 

SächsPVDG um Gebiete, von denen auf Grund von Tatsachen (s. Kapitel 4.5.3) anzu-

nehmen ist, dass dort regelmäßig Personen Straftaten verabreden, vorbereiten oder ver-

üben, sich unter Verstoß gegen Aufenthaltsanordnungen oder Kontaktverbote treffen o-

der sich dort Straftäter verbergen. Auch Orte, an denen Personen der Prostitution nach-

gehen und durch gegen sie gerichtete Straftaten gefährdet sind, fallen hierunter. Der 

Bereich der Waffenverbotszone fällt dabei genau in die von der Polizei Leipzig offiziell 

als gefährliche Orte eingestuften Bereiche im Stadtbezirk Ost118. Ausreichend für die 

Vornahme einer Identitätsfeststellung ist dabei, dass sich die Person in dem Gebiet auf-

hält. Ein konkreter Verdacht oder eine von der Person ausgehende konkrete Gefahr ist 

nicht erforderlich119.  

In § 15 Abs. 2 SächsPVDG sind die Maßnahmen genannt, die der Polizeivollzugsdienst 

zur Feststellung der Identität einer Person einsetzen kann, soweit sie erforderlich sind. 

Dazu gehört das Anhalten der Person, die Befragung nach Personalien und das Verlan-

gen der Ausweispapiere zur Prüfung. Der Polizeivollzugsdienst sowie die Polizeibehör-

den sind außerdem nach § 15 Abs. 3 SächsPVDG und § 18 Abs. 3 SächsPBG dazu 

berechtigt, das Vorzeigen von Berechtigungsscheinen zu verlangen. Es handelt sich 

hierbei um eine eigenständige Ermächtigungsgrundlage und dient nicht zur Feststellung 

der Identität der Person. Vielmehr soll kontrolliert werden, ob die Person die Erlaubnis 

                                                 
116 Vgl. § 1 SächsWaffVerbZVO-Lpz / vgl. § 1 SächsPVOgG-Lpz. 
117 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 114, Rn. 5. 
118 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 7/1173 vom 06.02.2020, S. 1 / vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/17319 vom 
06.05.2019, S. 1. 
119 Vgl. Möller; Warg: 2012, S. 223, Rn. 289.  
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hat, etwas zu tun.120 Im Bereich der Waffenverbotszone ist dies insbesondere für Inhaber 

einer Ausnahmebewilligung relevant. 

 

4.5.2 Durchsuchung von Personen 

Die Durchsuchung von Personen ist „[…] die Suche in dem am Körper befindlichen Klei-

dungsstücke, das Abtasten des bekleideten Körpers und auch die Nachschau am unbe-

kleideten Körper bzw. an Teilen dessen und in den ohne weiteres zugänglichen Körper-

öffnungen […].“121 Zu den ohne weiteres zugängliche Körperöffnungen gehören u. a. der 

Mund und die Ohren122. Eine körperliche Untersuchung, bei der das Körperinnere nach 

Gegenständen untersucht wird, fällt hingegen nicht unter die polizeiliche Befugnis. Diese 

Maßnahme ist nur zu Strafverfolgungszwecken zulässig.123 

Die Durchsuchung von Personen im Bereich der Waffenverbotszone kann auf den § 27 

Abs. 2 SächsPVDG gestützt werden124. Die Polizei wird dazu ermächtigt eine Person, 

deren Identität festgestellt werden soll, nach Waffen und anderen Gegenständen zu 

durchsuchen. Dadurch soll ein überraschender Angriff auf die Polizeibediensteten wäh-

rend der Identitätsfeststellung verhindert werden. Die Vorschrift dient daher in erster Li-

nie der Eigensicherung.125 § 27 Abs. 2 SächsPVDG setzt voraus, dass die Durchsuchung 

einer Person nach den Umständen zur Sicherung eines Polizeibediensteten oder zum 

Schutz eines Dritten gegen eine Gefahr für Leben oder Gesundheit erforderlich erschei-

nen muss. Eine konkrete Gefahr muss dabei nicht vorliegen. Jedoch müssen tatsächli-

che Anhaltspunkte (s. Kapitel 4.1.2) die Annahme rechtfertigen, dass eine Gefahr für die 

in § 27 Abs. 2 SächsPVDG genannten Schutzgüter besteht.126 Der Waffenverbotszone 

in der Leipziger Eisenbahnstraße kommt hier aber wieder die Besonderheit zu, dass das 

Gebiet gleichzeitig auch als gefährlicher Ort eingestuft wurde, womit eine Durchsuchung 

von Personen auch von § 27 Abs. 1 Nr. 4 SächsPVDG gedeckt wird127. Die Vorschrift 

ermächtigt den Polizeivollzugsdienst dazu, Personen zu durchsuchen, die sich an ge-

fährlichen Orten aufhalten. Ein konkreter Verdacht gegen den Einzelnen muss nicht vor-

liegen. Auch eine Personendurchsuchung auf Grundlage des § 27 Abs. 1 Nr. 2 

SächsPVDG kommt insbesondere im Voraus einer Identitätsfeststellung zum Zweck der 

Eigensicherung der Polizeivollzugsbediensteten in Betracht.128 Soweit „den Umständen 

                                                 
120 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 121, Rn. 24. 
121 BayVGH, Beschluss vom 16.07.1998 – 24 ZB 98.850 -, juris, Rn. 9.  
122 Vgl. ebd.: Rn. 10.  
123 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 155, Rn. 3. 
124 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/18663 vom 19.09.2019, S. 1. 
125 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 157, Rn. 9. 
126 Vgl. ebd. 
127 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/18663 vom 19.09.2019, S. 1. 
128 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 157, Rn. 7. 
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nach“ keine tatsächlichen Anhaltspunkte für eine Gefahr für Leben oder Gesundheit vor-

liegen, kann eine Personendurchsuchung im Bereich der Leipziger Waffenverbotszone 

daher auch auf diese Grundlage gestützt werden. Gemäß § 27 Abs. 3 SächsPVDG darf 

die Durchsuchung dabei nur von einer gleichgeschlechtlichen Person oder einem Arzt 

durchgeführt werden, es sei denn eine sofortige Durchsuchung erscheint nach den Um-

ständen zum Schutz gegen eine Gefahr für Leib und Leben erforderlich. 

 

4.5.3 Durchsuchung von Sachen 

Eine weitere im Bereich der Waffenverbotszone in Betracht kommende Maßnahme ist 

die Durchsuchung von Sachen. Es handelt sich hierbei um „[…] die Suche nach Perso-

nen, Tieren oder Gegenständen sowie Spuren in einer Sache.“129 In Betracht kommen 

vor allem bewegliche Sachen. Unbewegliche Sachen dürfen nur dann durchsucht wer-

den, wenn sie nicht befriedet sind.130  

Die Befugnis zur Durchsuchung von Sachen im Bereich der Waffenverbotszone findet 

sich in § 28 Abs. 1 Nr. 1 SächsPVDG131. Der Polizeivollzugsdienst wird dadurch ermäch-

tigt, die mitgeführten Sachen von Personen zu durchsuchen, wenn diese auf Grundlage 

des § 27 SächsPVDG durchsucht oder untersucht werden dürfen. Ausreichend ist dabei 

schon, dass die Voraussetzung für eine Personendurchsuchung vorliegen. Nicht erfor-

derlich ist es, dass die Maßnahme auch tatsächlich durchgeführt wird. Durchsucht wer-

den dürfen dabei nur solche Sachen, die von der Person zum Augenblick mitgeführt 

werden. Vorausgesetzt wird daher, dass der Betroffene die tatsächliche Verfügungsge-

walt über die Sache hat und diese sich in seiner unmittelbaren Nähe befindet. Mitge-

führte Sachen können Gepäckstücke wie Rücksäcke oder Taschen sein, aber auch 

Fahrzeuge.132 Auch § 28 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 31 SächsPDVG kommt als Grundlage in 

Betracht133. Die Vorschrift bestimmt, dass das Durchsuchen von Sachen zulässig ist, 

wenn angenommen wird, dass sich in ihr Tiere oder Gegenstände verbergen, die nach 

§ 31 SächsPVDG sichergestellt werden dürfen. Gemäß § 28 Abs. 1 Nr. 3 SächsPDVG 

muss die Annahme durch Tatsachen gerechtfertigt sein. Tatsachen sind in der Gegen-

wart oder Vergangenheit liegende Verhältnisse, Zustände oder Ereignisse. Bloße Ver-

mutungen stellen keine Tatsachen dar.134 Die gleiche Ermächtigung obliegt nach § 22 

Nr. 2 i. V. m. § 25 SächsPBG den Polizeibehörden.  

                                                 
129 Elzermann; Schwier.: 2014, S. 160, Rn. 2. 
130 Vgl. Möller; Warg: 2012, S. 274, Rn. 382.  
131 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/18663 vom 19.09.2019, S. 1. 
132 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 160, Rn. 6. 
133 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/18663 vom 19.09.2019, S.1. 
134 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 106, Rn. 10.  
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Da die Waffenverbotszone als gefährlicher Ort eingestuft wurde, kommt auch eine Sa-

chendurchsuchung nach § 28 Abs. 1 Nr. 4 SächsPVDG in Betracht135. Demnach darf der 

Polizeivollzugsdienst alle Sachen durchsuchen, die sich in einem solchen Gebiet befin-

den. Umfasst werden dabei nur Sachen, die keiner konkreten Person zuordenbar sind. 

Die Durchsuchung von mitgeführten Sachen an gefährlichen Orten wird bereits durch § 

28 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 27 Abs. 1 Nr. 4 SächsPVDG gedeckt. 

 

4.6 Kritik 

Auf die Leipziger Waffenverbotszone im Bereich der Eisenbahnstraße wurde mit viel 

Kritik reagiert. Noch bevor sie überhaupt in Kraft getreten war, wurden Bedenken aus 

Politik und Bevölkerung laut. Am 1. November 2018 veröffentlichte das im Bereich der 

Waffenverbotszone liegende Ost-Passagen-Theater einen offenen Brief, in dem sich ge-

gen eine Waffenverbotszone ausgesprochen wurde. In dem Dokument wird u. a. vorge-

tragen, dass die Einrichtung der Waffenverbotszone zu einer Stigmatisierung des Vier-

tels führt und Anwohner sowie Gäste des Gebiets pauschal als Kriminelle abgestempelt 

werden. Befürchtet wurde auch eine Aushebelung der Grundrechte durch die verdachts-

unabhängigen Kontrollen. Über 60 Vereine, Organisationen und Personen unterzeich-

neten den Brief. Darunter auch die Landtagsabgeordnete Juliane Nagel von der Links-

Faktion. Anstatt einer Waffenverbotszone fordern die Unterstützer des Briefs ein „wir-

kungsvolles Gesamtkonzept“, welches an den Ursachen des Problems ansetzt. Dazu 

gehören ihrer Ansicht nach mehr präventive Angebote und eine bessere Zusammenar-

beit zwischen der Polizei und den Bürgern des Viertels.136  

Aber auch bei Handwerkern und Gewerbetreibenden löste die Ankündigung einer Waf-

fenverbotszone zunächst Unsicherheiten aus. Viele wussten nicht, wie sie im Bereich 

der Eisenbahnstraße ihrer Arbeit nachgehen sollen, ohne dabei gegen die Verordnung 

zu verstoßen. Von dem Verbot betroffen sind nicht nur Handwerker, sondern auch bspw. 

Friseurbetriebe und Waffenhändler.137 In der Verordnung über die Einrichtung einer Ver-

botszone zum Schutz vor Waffen und gefährlichen Gegenständen in Leipzig wurde aber 

eine Reihe von Ausnahmeregelungen für Handwerker und Gewerbetreibende festgelegt 

(s. Kapitel 4.4), wodurch eine Beeinträchtigung bei der Ausübung einer gewerblichen 

Tätigkeit im Bereich der Waffenverbotszone möglichst gering gehalten wird. Doch hier 

hört die Kritik nicht auf. Die Organisation CopWatch vermutet ein rassistisches und klas-

sistisches Vorgehen bei den verdachtsunabhängigen Kontrollen. In einem Eintrag auf 

                                                 
135 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/18663 vom 19.09.2019, S. 1. 
136 Vgl. Ost-Passagen Theater: Offener Brief zur Waffenverbotszone auf der Eisenbahnstraße – Keine bür-
gerrechtsfreie Zone in der Eisenbahnstraße vom 01.11.2018 (Anhang 10). 
137 Vgl. Meine, Björn: Leipziger Waffenverbotszone: Für Handwerker gelten Ausnahmen, in: LVZ vom 
30.10.2018 (Anhang 11). 
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ihrem Blog wird gemutmaßt, dass vor allem Personen anderer Hauptfarbe oder Religion 

sowie Menschen, denen Armut und Drogenkonsum unterstellt wird, in der Waffenver-

botszone einer Kontrolle unterzogen werden.138 Da aber nicht dokumentiert wird, welche 

Personen überhaupt kontrolliert werden, kann diese Vermutung nicht belegt werden.  

Besonders unter Kritik steht aber die Durchführung von verdachtsunabhängigen Kon-

trollen im Allgemeinen. Nicht nur das Ost-Passagen-Theater und die Organisation Co-

pWatch äußerten hierzu Bedenken, sondern auch Valentin Lippman von den Grünen 

vermutet, dass durch die Einrichtung der Waffenverbotszone lediglich die polizeilichen 

Befugnisse erweitert werden sollen139. Tatsächlich ermächtigen Waffenverbotszonen 

aber nicht zur Durchführung von verdachtsunabhängigen Kontrollen. Zur Durchsetzung 

der Führungsverbote kann der Polizeivollzugsdienst lediglich auf die erforderlichen poli-

zeilichen Maßnahmen aus dem sächsischen Polizeirecht zurückgreifen (s. Kapitel 4.5). 

Zusätzliche Befugnisse wurden erst durch die Einführung des § 15 Abs. 1 Nr. 7 

SächsPVDG geschaffen, auf dessen Grundlage der Polizeivollzugsdienst die Identität 

von Personen feststellen darf, die sich in Waffenverbotszonen aufhalten. Alle anderen 

polizeilichen Maßnahmen, einschließlich der Durchsuchung von Personen und Sachen, 

finden ihre Grundlage nicht in dem Bestehen der Waffenverbotszone selbst. Überwie-

gend werden diese auf die Einstufung des Gebiets als gefährlicher Ort i. S. d. § 15 Abs. 

1 Nr. 2 SächsPVDG und die damit einhergehenden erweiterten polizeilichen Befugnisse 

gestützt (s. Kapitel 3.5). In den ersten Monaten sorgte dies aber für Verwirrung. In der 

Antwort auf eine Kleine Anfrage der Landtagsabgeordneten Juliane Nagel wurde kurz 

nach dem Inkrafttreten der Verordnung des SMI über die Einrichtung einer Verbotszone 

zum Schutz vor Waffen und gefährlichen Gegenständen in Leipzig nur ein Teil der Waf-

fenverbotszone offiziell als gefährlicher Ort i. S. d. § 15 Abs. 1 Nr. 2 SächsPVDG (da-

mals: § 19 Abs. 1 Nr. 2 SächsPolG) ausgewiesen140. Auf eine erneute Anfrage, in der es 

auch um die rechtliche Grundlage für die durchgeführten Kontrollen ging, wurde dann 

nur einen Monat später plötzlich das gesamte Gebiet der Waffenverbotszone als gefähr-

licher Ort eingestuft. Grundsätzlich handelt es sich bei der Beurteilung, ob die Voraus-

setzungen eines gefährlichen Ortes vorliegen, um einen dynamischen Prozess, der stän-

digen Veränderungen unterliegt. Die Lage muss unter Berücksichtigung von aktuellen 

Ereignissen immer wieder vom Polizeivollzugsdienst neu bewertet und eingeschätzt 

werden. Die im Rahmen von Kleinen Anfragen ausgewiesenen gefährlichen Orte sind 

dabei nur solche Gebiete, die „maßnahmenbezogen relevant“ sind. Darüber hinaus 

                                                 
138 Vgl. CopWatch Leipzig: Waffenverbotszone Abschießen – soziale Sicherheit stärken, Blogeintrag vom 
13.10.2019 (Anhang 12). 
139 Vgl. Bündnis 90 / Die Grünen: Waffenverbotszonen sind eine weitesgehend wirkungslose Maßnahme, 
Pressemitteilung vom 16.08.2017 (Anhang 13). 
140 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/15402 vom 14.12.2018, S. 1.  
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können die Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 Nr. 2 SächsPVDG aber auch in Gebieten 

vorliegen, die nicht ausdrücklich genannt werden.141 Da es für Gebiete nach § 15 Abs. 1 

Nr. 2 SächsPVDG aber keine Erfassungs- oder Berichtspflicht gibt142, lässt sich im Nach-

hinein auch nicht feststellen, ob in den Bereichen der Waffenverbotszone, die nicht 

schon offiziell als gefährlicher Ort ausgewiesen wurden, die Voraussetzungen für poli-

zeiliche Maßnahmen auf Grundlage des § 15 Abs. 1 Nr. 2 SächsPVDG vorlagen. Die 

unterschiedlichen Angaben in den beiden dicht aufeinanderfolgenden Kleinen Anfragen 

erwecken den Anschein, als hätte noch mal schnell nachgebessert werden müssen, um 

die notwendige Grundlage für die polizeilichen Eingriffsbefugnisse zu schaffen. Insbe-

sondere vor dem Hintergrund der von Anfang an stark kritisierten verdachtsunabhängi-

gen Kontrollen wäre es an dieser Stelle sinnvoll gewesen, von Anfang an für Rechtsklar-

heit zu sorgen. Dadurch hätten Missverständnisse im Bezug auf die polizeilichen Befug-

nisse vorgebeugt werden können. Bis heute wird aber nun das gesamte Gebiet der Waf-

fenverbotszone im Rahmen von Kleinen Anfragen als gefährlicher Ort ausgewiesen143. 

Die polizeilichen Eingriffsermächtigungen sind damit nachvollziehbarer.  

Die thematisierten Kritikpunkte sind nur einige der Bedenken, die im Zusammenhang mit 

der Leipziger Waffenverbotszone vorgetragen wurden. Es kann nicht auf alle von Politi-

kern, Organisationen und Privatpersonen geäußerten Vorbehalte eingegangen werden. 

Festgestellt werden kann aber, dass der Waffenverbotszone in der Leipziger Eisenbahn-

straße viel Kritik entgegengebracht wurde. Teilweise entstand diese auch durch Miss-

verständnisse und fehlende Klarheit. Im Vorfeld wurden mehrsprachige Flyer an die ver-

schiedenen Personengruppen im Bereich der Waffenverbotszone ausgeteilt und  

Presse-, Medien- und Bürgeranfragen zu dem Thema beantwortet, um die Bevölkerung 

über das Vorhaben zu informieren und vorzubereiten144. Dadurch konnten aber anschei-

nend nicht alle Unklarheiten ausgeräumt werden. 

 

4.7 Auswertung 

Ob sich die Waffenverbotszonen ausgezahlt hat, wird zurzeit durch die Hochschule der 

Sächsischen Polizei evaluiert. Auch Anwohner, Gewerbetreibende und Experten werden 

in den Prozess miteinbezogen. Die Ergebnisse werden im Herbst 2020 erwartet.145 In 

der Evaluierung soll u. a. die Wirksamkeit und Akzeptanz der waffenfreien Zone im 

                                                 
141 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/15964 vom 16.01.2019, S. 2. 
142 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/4293 vom 21.03.2016, S. 2. 
143 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 7/1173 vom 06.02.2020, S. 1 / vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/17319 vom 
06.05.2019, S. 1. 
144 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/15153 vom 22.11.2018, S. 1. 
145 Vgl. Polizei Sachsen: Anwohner und Experten werden bei der Evaluierung der Waffenverbotszone in 
der Leipziger Eisenbahnstraße befragt – Ergebnisse im Herbst 2020 erwartet, Medieninformation vom 
21.02.2020 (Anhang 14). 
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Bereich der Eisenbahnstraße ausgewertet werden. Aber auch Erfahrungen mit mögli-

chen rassistischen und diskriminierenden Kontrollen in Verbindung mit der Waffenver-

botszone werden untersucht.146 Genaue Zahlen, die eine Verbesserung der Kriminali-

tätsbelastung in dem Gebiet belegen, gibt es bisher noch nicht. Im August 2019 gab das 

Innenministerium bekannt, dass ein deutlicher Rückgang von Straftaten unter dem Ein-

satz von Waffen verzeichnet werden konnte. Trotzdem kam es im Bereich der Waffen-

verbotszone zu einigen gewalttätigen Auseinandersetzungen.147 Ob insgesamt die öf-

fentliche Sicherheit und Ordnung im Bereich der Eisenbahnstraße durch das Führungs-

verbot gestärkt werden konnte, wird die Evaluierung zeigen.  

Aktuell können jedoch bereits die Ergebnisse der durchgeführten Polizeikontrollen be-

trachtet werden. Die im Anhang 16 dargestellte Statistik zeigt die Entwicklung der in den 

Monaten November 2018 bis Dezember 2019 durchgeführten Identitätsfeststellungen- 

und Personenkontrollen im Bereich der Waffenverbotszone sowie der dabei festgestell-

ten Verstöße gegen das Führungsverbot und die Anzahl der sichergestellten Waffen und 

gefährlichen Gegenständen. Für den Monat August liegen dabei keine Daten vor. Die 

Bilanz ist zunächst ernüchternd. Die Zahl der vorgenommenen polizeilichen Maßnah-

men ist um ein Vielfaches höher als die tatsächlich festgestellten Verstöße gegen die 

Verordnung des SMI über die Einrichtung einer Verbotszone zum Schutz vor Waffen und 

gefährlichen Gegenständen in Leipzig. Insgesamt wurden nur bei rund 4 % der Kontrol-

len verbotene Gegenstände gefunden. Bei insgesamt 3110 Identitätsfeststellungen und 

Personenkontrollen wurde damit nur bei ungefähr jeder 28. Kontrolle ein Verstoß festge-

stellt. Dabei wurden insgesamt 162 verbotene Gegenstände sichergestellt. Darunter be-

fanden sich 115 Messer, 20 Reizstoffsprühgeräte, vier Scheren, drei Elektroimpulsge-

räte, zwei Schusswaffen, eine Machte, ein Säbel, ein Baseballschläger und ein Schlag-

ring. Innenminister Roland Wöller bewertete diese Bilanz aber durchaus positiv. Die ge-

ringe Zahl der aufgefundenen Waffen und gefährlichen Gegenstände kann seiner An-

sicht nach auf die abschreckende Wirkung der Waffenverbotszone zurückgeführt wer-

den. Dass sich den Zahlen zufolge von vornherein an das Führungsverbot gehalten wird, 

sieht er als Erfolg.148 Auch Polizeisprecher Andreas Loepki äußerte sich diesbezüglich 

optimistisch. Er wies darauf hin, dass es nie Ziel des Vorhabens war, möglichst viele 

verbotene Gegenstände aufzufinden und sicherzustellen um somit zu zeigen, dass sich 

die Waffenverbotszone ausgezahlt hat. Viel mehr sollen die öffentliche Sicherheit und 

                                                 
146 Stadtrat Leipzig: VO VI-A-08198-NF-03 Beteiligung der Stadt Leipzig und des Stadtrats an der Evaluie-
rung der Waffenverbotszone, Beschluss vom 07.11.2019. 
147 Vgl. Debski, Andreas: Polizei beschlagnahmt 84 Messer – in acht Monaten, in: LVZ vom 07.08.2019 
(Anhang 15). 
148 Vgl. Böhmer, André; Debski, Andreas: „Es darf keine rechtsfreien Räume geben“, in: LVZ vom 
12.05.2019 (Anhang 17). 
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Ordnung in dem Bereich verbessert werden.149 Die Evaluierung wird zeigen, ob dieses 

Ziel erreicht werden konnte. 

Die meisten Gegenstände wurden im November 2018, dem Monat des Inkrafttretens der 

Waffenverbotszone, aufgefunden. 27 verbotene Gegenstände wurden in diesem Monat 

sichergestellt. Bei insgesamt 468 vorgenommenen Identitätsfeststellungen und Perso-

nenkontrollen lag die „Trefferquote“ dabei aber nur bei 2 %. Im darauffolgenden Monat 

ging die Zahl der polizeilichen Maßnahmen rasant zurück. Im Dezember 2018 wurden 

nur noch 79 Identitätsfeststellungen und Personenkontrollen vorgenommen – 389 weni-

ger als im Vormonat. Dabei wurde aber bei jeder 11. kontrollierten Person ein verbotener 

Gegenstand aufgefunden. Im Januar 2018 stieg die Zahl der Kontrollen dann wieder 

stark an. Aber nicht nur die Menge der vorgenommenen Identitätsfeststellungen und 

Personenkontrollen in der Waffenverbotszone unterliegt starken Schwankungen. Auch 

die Zahl der festgestellten Verstöße und sichergestellten Gegenstände variiert stark. 

Aufgrund dieser drastischen Unterschiede ist die Zahl der monatlichen Verstöße allein 

wenig aussagekräftig, um auf eine Entwicklung schließen zu können. Sie muss immer 

im Verhältnis zu den durchgeführten Maßnahmen betrachtet werden. Dabei kann insge-

samt festgestellt werden, dass in den Monaten November 2018 bis April 2019 noch bei 

rund 5 % der Identitätsfeststellungen und Personenkontrollen Verstöße festgestellt wur-

den. Dabei wurden 90 Gegenstände sichergestellt. In der zweiten Hälfte (Juni 2019 bis 

Dezember 2019 ohne den Monat August) waren es nur noch 3 % und 72 sichergestellte 

Gegenstände. Insgesamt kann daher ein zumindest kleiner Erfolg verzeichnet werden. 

Die Waffenverbotszone in der Leipziger Eisenbahnstraße konnte innerhalb eines Jahres 

bewirken, dass weniger Waffen und gefährliche Gegenstände in dem Gebiet mitgeführt 

werden. In der zweiten Hälfte des Jahres 2019 wurden damit auch weniger Gegenstände 

aufgefunden, die potenziell als Waffe gegen andere Menschen hätten eingesetzt werden 

können. Ob dadurch aber tatsächlich automatisch auch die Kriminalitätbelastung zurück-

gegangen ist, wird das Ergebnis der Evaluierung zeigen. Diese Entwicklung belegt aber 

zumindest, dass das Führungsverbot Wirkung gezeigt hat und die Hemmschwelle, eine 

Waffe oder einen gefährlichen Gegenstand im Bereich der Waffenverbotszone bei sich 

zu tragen, angehoben wurde.  

Interessant ist dabei aber auch, bei welchen Personen Waffen und gefährlichen Gegen-

stände aufgefunden wurden. Genaue Daten liegen diesbezüglich für den Zeitraum vom 

5. November 2018 bis 1. September 2019 vor. In der Zeit wurden insgesamt 92 Verstöße 

gegen die Verordnung des SMI über die Einrichtung einer Verbotszone zum Schutz vor 

Waffen und gefährlichen Gegenständen in Leipzig registriert. Die Abbildungen im 

                                                 
149 Vgl. Döring, Frank: Geringe Ausbeute bei Kontrollen: Polizei verteidigt Waffenverbotszone, in: LVZ vom 
08.03.2019 (Anhang 18). 
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Anhang 19 geben Auskunft über Herkunftsland, Geschlecht und Alter der verdächtigen 

Personen. Es zeigt sich, dass überwiegend Personen männlichen Geschlechts gegen 

das Führungsverbot verstoßen haben. Nur 4 % der Verstöße in dem Zeitraum wurden 

von Frauen begangen. Mit 32 % handelten vor allem Deutsche dem Verbot zuwider. Die 

übrigen 68 % entfallen damit auf Personen anderer Herkunft. Registriert wurden dabei 

21 Verstöße von Syrern und 15 von Tunesiern. Außerdem verstießen auch Personen 

aus u. a. Algerien, Libyen, Türkei, Afghanistan, Russland und Litauen gegen das Füh-

rungsverbot. Insgesamt waren 39 % der Menschen dabei im Alter zwischen 26 und 35 

Jahren. Mit 37 % bilden die 18-25-Jährigen die zweitgrößte Altersgruppe. Auf Grundlage 

dieser Daten kann aber nicht auf die Vorgehensweise bei den Kontrollen geschlossen 

werden, da nicht dokumentiert wird, welche Personen überhaupt einer Kontrolle unter-

zogen werden. Die Statistik soll lediglich zeigen, bei welchen Personen tatsächlich ver-

botene Gegenstände aufgefunden wurden. Die Zahlen können und sollen weder eine 

diskriminierende Kontrollpraxis belegen noch widerlegen. 
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5 Alternative Maßnahmen  

Waffenverbotszonen sind nicht die einzige Möglichkeit, um an kriminalitätsbelasteten 

Orten oder bei Ereignissen, an denen es erfahrungsgemäß zu gewaltsamen Auseinan-

dersetzungen kommt, einzugreifen. Im folgenden Abschnitt sollen drei alternative Maß-

nahmen beschrieben werden, mit denen in solchen Fällen die Begehung von Straftaten 

vorgebeugt werden soll. Nicht noch einmal explizit eingegangen wird dabei auf gefährli-

che Orte i. S. d. § 15 Abs. 1 Nr. 2 SächsPVDG. Erläutert wird auch, warum die vorge-

stellten Maßnahmen im Gegensatz zur Waffenverbotszone eben nicht geeignet sind, um 

der Kriminalitätsbelastung im Bereich der Leipziger Eisenbahnstraße entgegenzutreten.  

 

5.1 Kontrollstellen 

§ 15 Abs. 1 Nr. 5 SächsPVDG ermächtigt den Polizeivollzugsdienst zur Verhinderung 

von Straftaten von erheblicher Bedeutung und Straftaten im Sinne des § 28 VersG, Kon-

trollstellen einzurichten und an ihnen Identitätsfeststellungen vorzunehmen150. Die Iden-

tität kann dabei von jeder Person festgestellt werden, die an der Kontrollstelle angetrof-

fen wird oder diese durchqueren möchte. Das Vorliegen eines konkreten Verdachts ge-

gen die Person oder eine von ihr ausgehende konkrete Gefahr wird nicht vorausge-

setzt.151 Außerdem dürfen nach § 23 Nr. 7 SächsPVDG von der Person mitgeführte Sa-

chen durchsucht werden. Eine besondere Befugnis zur Durchsuchung von Personen an 

Kontrollstellen gibt es hingegen nicht. Die Durchführung dieser polizeilichen Maßnahme 

muss daher auf einer der in § 27 SächsPVDG aufgeführten Ermächtigungen gestützt 

werden können. 

Bei Kontrollstellen handelt es sich um eine präventive Maßnahme zur Gefahrenab-

wehr152. Straftaten von erheblicher Bedeutung sind dabei nach § 4 Nr. 4 SächsPVDG 

Verbrechen und Vergehen. Verbrechen sind gemäß § 12 Abs. 1 StGB solche Straftaten, 

die mit mindestens einem Jahr Freiheitsstrafe bedroht sind. Wird die Straftat mit einer 

geringeren Freiheitsstrafe oder mit Geldstrafe bedroht, handelt es sich nach § 12 Abs. 2 

StGB um ein Vergehen. Vergehen sind nur von erheblicher Bedeutung, wenn sie gemäß 

§ 4 Nr. 4b SächsPVDG im Einzelfall nach Art und Schwere geeignet sind, den Rechts-

frieden besonders zu stören. Dabei muss sich die Straftat gegen eines der in aa.) aufge-

zählten Rechtsgüter richten, zu einem in bb.) genannten Delikten gehören oder in einer 

Begehungsform nach cc.) verübt werden. Unter cc.) erfasst sind vor allem Straftaten der 

                                                 
150 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 115 f., Rn. 8. 
151 Vgl. ebd.: S. 117, Rn. 11. 
152 Vgl. Möller; Warg: 2012, S. 224, Rn. 290.  
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organisierten Kriminalität.153 Damit eine Kontrollstelle eingerichtet werden kann, müssen 

tatsächliche Anhaltspunkte (s. Kapitel 4.1.2) vorliegen, dass es zur Begehung von Straf-

taten i. S. d. § 15 Abs. 1 Nr. 5 SächsPVDG kommen wird154. Eine willkürliche Errichtung 

ist insofern nicht möglich.  

Allerdings stellen Kontrollstellen keine effektive Maßnahme dar, um an Orten wie der 

Leipziger Eisenbahnstraße gegen die Kriminalität vorzugehen. Kontrollstellen können 

nur punktuell bspw. an den Zuwegen zu einer Fußballarena oder zu einem Versamm-

lungsort eingerichtet werden155. Zur Kriminalitätsbekämpfung in einem so großen Areal 

wie der Waffenverbotszone ist diese Maßnahme daher kaum geeignet. Wenn überhaupt 

müssten dann alle Zuwege und Zufahrten zur Waffenverbotszone mit einer Kontrollstelle 

ausgestattet werden. Dies würde mit einem hohen Aufwand einhergehen und eine große 

Anzahl von Polizeikräften erfordern. In der gängigen Praxis werden Kontrollstellen au-

ßerdem nur für einen sehr kurzen Zeitraum eingerichtet156. Zur langfristigen Verbesse-

rung der Sicherheit und Ordnung in einem Viertel können sie daher kaum beitragen. 

Anders als bei der Verordnung des SMI über die Einrichtung einer Verbotszone zum 

Schutz vor Waffen und gefährlichen Gegenständen in Leipzig geht mit der Einrichtung 

von Kontrollstellen auch kein ausdrückliches Verbot einher. Es werden lediglich die po-

lizeilichen Befugnisse erweitert.  

 

5.2 Kontrollbereiche 

Während Kontrollstellen nur punktuell eingerichtet werden, können sich Kontrollbereiche 

auch über größere Gebiete erstrecken. In Betracht kommen der Umkreis eines Veran-

staltungsortes oder sogar ein ganzer Stadtbezirk. Damit stellen Kontrollbereiche eine 

größere Beeinträchtigung für die Allgemeinheit dar als Kontrollstellen und sind daher an 

strengere Voraussetzungen geknüpft.157 Die Bestimmung von Kontrollbereichen obliegt 

gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 6 SächsPVDG dem Polizeivollzugsdienst, jedoch muss das SMI 

dem Vorhaben zustimmen. Soweit der Kontrollbereich für länger als 48 Stunden gelten 

soll, muss die Maßnahme außerdem von der anordnenden Dienststelle öffentlich be-

kannt gemacht werden. Damit ein Kontrollbereich eingerichtet werden kann, müssen tat-

sächliche Anhaltspunkte (s. Kapitel 4.1.2) vorliegen, dass in dem Gebiet Straftaten i. S. 

d. § 100a StPO oder § 28 VersG verübt werden könnten. Der Straftatenkatalog des § 

100a Abs. 2 StPO ist dabei wesentlich enger gefasst, als bei den Straftaten von 

                                                 
153 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 244, Rn. 13.  
154 Vgl. ebd.: S. 116, Rn. 10.  
155 Vgl. ebd.: S. 119, Rn. 18 / vgl. ebd.: S. 116, Rn. 10.  
156 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/619 vom 22.01.2015, S. 2 / vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/4293 vom 21.03.2016, 
S. 2. 
157 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 119, Rn. 18. 
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erheblicher Bedeutung nach § 4 Nr. 4 SächsPVDG.158 In Kontrollbereichen kann der 

Polizeivollzugsdienst gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 6 SächsPVDG die Identität von jeder Per-

son feststellen, die sich in dem Gebiet aufhält. Außerdem dürfen von dem Betreffenden 

mitgeführte Sachen auf Grundlage des § 28 Abs. 2 Nr. 7 SächsPVDG durchsucht wer-

den. Eine besondere Befugnis zur Vornahme von Personendurchsuchungen gibt es 

auch für Kontrollbereiche nicht. Damit die Maßnahme durchgeführt werden kann, müs-

sen die Voraussetzungen einer Ermächtigung aus § 27 SächsPVDG vorliegen. 

In Leipzig wurde z. B. für das gesamte Gebiet der kreisfreien Stadt in der Zeit vom 17. 

März 2017, 21:00 Uhr bis zum 19. März 2017, 9:00 Uhr ein Kontrollbereich bestimmt. 

Hintergrund war eine Versammlung der Partei „DIE RECHTEN“.159 Aber auch im Bereich 

der heutigen Waffenverbotszone selbst wurde bereits mehrmals von dem § 15 Abs. 1 

Nr. 6 SächsPVDG Gebrauch gemacht. So wurde in der Zeit vom 10. Juni bis 10. Juli 

2016 für den Bereich der Eisenbahnstraße ein Kontrollbereich erklärt, da es hier an den 

Vortagen zu gewaltsamen Auseinandersetzungen gekommen war.160 Da weitere Rache-

taten befürchtet wurden, wurde die Maßnahme erst bis zum 14. August und schließlich 

sogar bis zum 25. September 2016 verlängert161. Zwischenzeitlich (25. Juni bis 04. Juli 

2016) war der Kontrollbereich sogar auf das gesamte Gebiet der Kreisfreien Stadt 

Leipzig ausgeweitet worden. Anlass war die tödliche Auseinandersetzung zwischen Mit-

gliedern der Hells Angels und der United Tribuns im Bereich der Eisenbahnstraße (s. 

Kapitel 4.3).162 

Mittlerweile dürfen Kontrollbereiche aber gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 6 SächsPVDG nur für 

höchstens eine Woche bestimmt werden. Eine solche gesetzliche Höchstdauer gab es 

im § 19 Abs. 1 Nr. 6 SächsPolG noch nicht. Aufgrund der zeitlichen Begrenzung eignen 

sich Kontrollbereiche daher nur, um kurzfristig im Zeitraum von Veranstaltungen oder 

bestimmten Ereignisse der Begehung von Straftaten vorzubeugen. Eine dauerhafte Ver-

besserung der Sicherheitslage in einem Gebiet kann daher in der Regel nicht erreicht 

werden. Außerdem werden bei Kontrollbereichen ebenso wie bei Kontrollstellen nur 

mehr polizeiliche Befugnisse geschaffen. Ein Verbot geht nicht einher.  

 

5.3 Örtlich und zeitlich begrenzte Alkoholkonsumverbote 

§ 33 SächsPBG ermächtigt die Ortspolizeibehörden durch Polizeiverordnung örtlich und 

zeitlich begrenzte Alkoholkonsumverbote zu erlassen. Abs. 1 der Vorschrift umfasst 

                                                 
158 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 119, Rn. 18 f.  
159 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/11635 vom 26.01.2018, S. 2. 
160 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/5596 vom 22.07.2016, S. 3.  
161 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/6652 vom 26.10.2016, S. 2.  
162 Vgl. ebd.: S. 2 f.  
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dabei Alkoholkonsumverbote zum Schutz von Kindern und Jugendlichen. Auf Grundlage 

des § 33 Abs. 2 SächsPBG kann hingegen das Mitführen und Konsumieren von Alkohol 

auf öffentliche Flächen verboten werden. Das Mitführen von alkoholischen Getränken ist 

dabei nur dann verboten, wenn es in dem Bereich, für den die Polizeiverordnung erlas-

sen wurde, konsumiert werden soll. Indizien hierfür können mitgeführte Trinkbehältnisse 

wie Becher und Gläser oder bereits angebrochene oder geleerte Alkoholflaschen sein. 

Das Durchqueren der „Alkoholverbotszone“ mit alkoholischen Getränken, die an einem 

anderen Ort konsumiert werden sollen, wird nicht von dem Verbot umfasst. Ebenso ist 

es zulässig, sich mit Alkohol in dem durch Polizeiverordnung bestimmten Bereich aufzu-

halten, solange dieser nicht dort zu sich genommen wird. Auch der Verkauf von Alkohol 

wird durch den Erlass von örtlich und zeitlich begrenzten Alkoholkonsumverboten nicht 

untersagt.163 Eingeschränkt werden soll daher lediglich der Konsum von alkoholischen 

Getränken in dem jeweiligen Gebiet, um „[…] alkoholbeeinflussten Straftaten im öffentli-

chen Raum rechtssicher und effektiv zu begegnen.“164 

Alkoholkonsumverbote dürfen nach § 33 Abs. 2 SächsPBG dabei nur für solche öffentli-

chen Flächen erlassen werden, an denen es im Vergleich zum restlichen Gemeindege-

biet besonders oft zu Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung 

unter alkoholischem Einfluss kommt und auch künftig mit der Begehung derartiger Ver-

gehen gerechnet wird. Die Annahme muss durch Tatsachen gerechtfertigt sein (s. Kapi-

tel 3.5.3). Der Deliktskatalog ist dabei wesentlich weiter gefasst als noch im alten säch-

sischen Polizeirecht. Während § 9a Abs. 1 SächsPolG noch konkrete Straftatbestände 

vorgab, werden durch den § 33 Abs. 2 SächsPBG alkoholbeeinflusste Straftaten und 

Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung vorausgesetzt. Ordnungswidrigkeiten 

sind nach § 3 SächsPBG i. V. m. § 4 Nr. 6 SächsPVDG von erheblicher Bedeutung, 

wenn bei deren Begehung ein Schaden für ein bedeutsames Rechtsgut, wie Bestand 

oder Sicherheit des Bundes oder eines Landes, Leben, Gesundheit, Freiheit einer Per-

son oder bedeutende Sach- und Vermögenswerte, zu befürchten ist oder wenn die Vor-

schrift ein sonst bedeutsames Interesse der Allgemeinheit schützt. Erhebliche Straftaten 

sind hingegen solche nach § 3 SächsPBG i. V. m. § 4 Nr. 4 SächsPVDG (s. Kapitel 5.1).  

Gemäß § 33 Abs. 2 S. 2 SächsPBG soll das Verbot nur an bestimmten Wochentagen 

gelten und an diesen auch nur zeitlich befristet. Typischerweise kommen hier die Abend- 

und Nachtstunden am Wochenende in Betracht165. Während es sich beim § 9a Abs. 2 

SächsPolG hierbei noch um eine „Muss-Bestimmung“ handelte und sogar ausdrücklich 

festgelegt wurde, dass ein generelles Verbot an allen Wochentagen und eine zeitliche 

                                                 
163 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 65, Rn. 2. 
164 LT-Drs. 5/5450 vom 31.03.2011, S. 19.  
165 Vgl. Elzermann; Schwier: 2014, S. 66, Rn. 4.  
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Dauer von mehr als 12 Stunden pro Tag unzulässig ist, handelt es sich gemäß § 33 Abs. 

2 S. 2 SächsPBG um eine „Soll-Vorschrift“. In atypischen Fällen kann also von der Be-

stimmung abgewichen und längerfristige Alkoholkonsumverbote ausgesprochen wer-

den. Fraglich ist jedoch, wie groß das Gebiet sein darf, für welches ein entsprechendes 

Verbot erlassen wird. Im alten sächsischen Polizeirecht wurde bestimmt, dass die Poli-

zeiverordnung für höchstens zwei Plätze und drei Straßen gelten darf166. Im SächsPBG 

gibt es keine entsprechende Beschränkung. Es kann daher davon ausgegangen wer-

den, dass ein Alkoholkonsumverbot (unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Ver-

hältnismäßigkeit) für alle öffentlichen Flächen erlassen werden kann, an denen die Vo-

raussetzungen des § 33 Abs. 2 SächsPBG vorliegen. Die Geltungsdauer der Polizeiver-

ordnung darf dabei gemäß § 33 Abs. 2 S. 3 SächsPBG höchstens zwei Jahre betragen. 

Anders als bei Kontrollstellen und Kontrollbereichen werden durch Alkoholkonsumver-

bote nicht die polizeilichen Eingriffsbefugnisse erweitert. Allerdings wird hier eine kon-

krete Handlung, nämlich der Konsum von Alkohol, verboten und damit die Begehung 

von alkoholbeeinflussten Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von vornherein vorge-

beugt. Ein Alkoholkonsumverbot kann aber nur dann sinnvoll sein, wenn die in dem Be-

reich begangenen Delikte tatsächlich auf den Einfluss von Alkohol zurückzuführen sind. 

Für den Bereich der Leipziger Eisenbahnstraße gibt es keine Anhaltspunkte, dass die 

dortige Kriminalitätsbelastung mit dem Konsum von Alkohol in Verbindung gebracht wer-

den kann. Insofern würde ein Alkoholkonsumverbot für das Gebiet der Leipziger Waf-

fenverbotszone wahrscheinlich keine Verbesserung der dortigen Sicherheitslage bewir-

ken. 

                                                 
166 Vgl. § 9a Abs. 2 S. 4 SächsPolG.  



 44 

6 Ausblick 

Die Einführung der ersten Waffenverbotszone in Sachsen liegt mittlerweile über ein Jahr 

zurück. Bisher inspirierte das Vorhaben aber keine anderen sächsischen Städte, Ge-

meinden oder Landkreise, dem Beispiel von Leipzig zu folgen. Das SMI teilte mit, dass 

mit Stand zum 27. August 2019 keine anderen Kommunen in Sachsen Interesse an einer 

Waffenverbotszone bekundet haben167. Nach der tödlichen Messerattacke in Chemnitz 

am 26. August 2018 war zwischenzeitlich die Einrichtung einer Waffenverbotszone in 

Chemnitz im Gespräch168. Jedoch scheint dieses Vorhaben nicht weiter verfolgt worden 

zu sein.  

Viel Bewegung in den letzten Monaten gab es aber bezüglich „genereller Waffenverbots-

zonen“. Bereits im Jahr 2018 warb Hessens Innenminister Peter Beuth auf der Innenmi-

nisterkonferenz für „[…] ein generelles Waffenverbot rund um Kindergärten, Schulen, 

Bahnhöfen und bestimmten öffentlichen Einrichtungen […].“169 Er wollte vor allem errei-

chen, dass durch eine Änderung des WaffG die Einrichtung von Waffenverbotszonen 

auch an solchen Orten möglich gemacht wird, an denen (noch) keine Kriminalitätsbelas-

tung festgestellt worden ist. Dabei wies er daraufhin hin, dass Waffen im Umkreis von z. 

B. Kindergärten von vornherein nichts zu suchen haben und daher nicht erst auf die 

Begehung einer Straftat gewartet werden kann.170 Im Mai 2019 stellten die Länder Nie-

dersachsen und Bremen schließlich einen dem sehr nahekommenden Gesetzantrag zur 

Änderung des WaffG. Sie forderten die Ausweitung von Waffenverbotszone auch auf 

solche Orte, an denen sich besonders viele Personen aufhalten.171 Insbesondere ge-

nannt werden „[…] Fußgängerzonen, […] Einrichtungen des öffentlichen Personenver-

kehrs, Einkaufszentren und Veranstaltungsorte […]“172. Als Begründung wird angeführt, 

dass die Wahrscheinlichkeit, dass die von einer Waffe ausgehende Gefahr realisiert 

wird, an den genannten Orten aufgrund der hohen Anzahl von Menschen höher ist. Aber 

auch für den Umkreis von Jugend- und Bildungseinrichtungen sieht der Gesetzentwurf 

die Möglichkeit zur Einrichtung von Waffenverbotszonen vor, da sich dort überwiegend 

Personen aufhalten, die besonders geschützt werden müssen.173  

Der Gesetzantrag hatte Erfolg: Am 13. Dezember 2019 verabschiedete der Bundestag 

das Dritte Waffenrechtsänderungsgesetz.174 Unter den zahlreichen gesetzlichen 

                                                 
167 Vgl. Kleine Anfrage Drs. 6/18596 vom 09.09.2019, S. 2. 
168 Vgl. LVZ: Stadt prüft Einführung von Waffenverbotszone in Chemnitz, in: LVZ vom 14.09.2018 (Anhang 
20). 
169 Hessische Staatskanzlei: Sicherheit – Hessen fordert bundesweite Regelung für Waffenverbotszonen, 
in: Newsletter der Hessischen Landesregierung vom 08. Juni 2018, S. 4 (Anhang 21). 
170 Vgl. ebd.: S. 5. 
171 Vgl. BR-Drs. 207/19 vom 07.05.2019, S. 1. 
172 Ebd.: S. 5.  
173 Vgl. ebd.: S. 8.  
174 Vgl. BR-Drs. 651/19 vom 13.12.2019, S. 1. 
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Änderungen findet sich auch eine neue Ermächtigung für die Länder im Bereich des 

Waffenrechts. Der § 42 Abs. 6 WaffG ermöglicht es den Landesregierungen, durch 

Rechtsverordnung Waffenverbotszonen an Orten einzurichten, an denen Menschan-

sammlungen auftreten können sowie in bestimmten Jugend- und Bildungseinrichtungen. 

Auf dieser Grundlage kann in den genannten Bereichen das Führen von Waffen nach 

dem WaffG oder bestimmter Messer verboten oder beschränkt werden. In den Gebieten 

muss dabei zwar keine Kriminalitätsbelastung vorliegen, willkürlich können Waffenver-

botszonen aber auch auf dieser Grundlage nicht eingerichtet werden. Der § 42 Abs. 6 

WaffG setzt voraus, dass die Maßnahme zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 

Sicherheit erforderlich sein muss. In Kraft getreten ist die neue gesetzliche Regelung am 

20. Februar 2020. In den nächsten Monaten wird sich zeigen, ob und wie die Länder 

diese neue Ermächtigung umsetzten werden. 
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7 Fazit 

Mit § 42 Abs. 5 WaffG wurde eine Möglichkeit für die Länder geschaffen, genau dort mit 

waffenrechtlichen Beschränkungen einzugreifen, wo sie es selbst für notwendig halten. 

Der Gesetzgeber gibt dabei bestimmte Voraussetzungen vor, durch die eine willkürliche 

Einrichtung von Waffenverbotszonen sowie erhebliche Unterschiede zwischen den Län-

dern auf dem Gebiet des Waffenrechts verhindert werden sollen. Insgesamt ist die Er-

mächtigung des § 42 Abs. 5 WaffG aber sehr locker gefasst und überlässt den Landes-

regierungen viel Spielraum. Insbesondere wird ihnen ein weites Ermessen bei der Ein-

schätzung eingeräumt, ob an einem Ort eine Kriminalitätsbelastung i. S. d. gesetzlichen 

Grundlage vorliegt und damit die Einrichtung einer Waffenverbotszone gerechtfertigt ist. 

Durch die mehrstufigen Subdelegationsmöglichkeiten wird gewährleistet, dass die Lan-

desregierungen die Ermächtigung zur Einrichtung von Waffenverbotszonen immer auf 

die Stelle übertragen können, die über die notwendigen Kompetenzen sowie das fachli-

che und örtliche Wissen verfügt. Dadurch kann außerdem erreicht werden, dass auf Ver-

änderungen, wie etwa eine plötzliche Verschlechterung der Sicherheitslage in einem 

Gebiet, schnell reagiert werden kann.  

Auch im Bereich der Leipziger Eisenbahnstraße verschlechterte sich die Kriminalitäts-

lage innerhalb weniger Jahre drastisch. Die von der Stadt und Polizei getroffenen Ge-

genmaßnahmen entfalteten nicht die erhoffte Wirkung. Die Einrichtung einer Waffenver-

botszone ist nur ein weiterer Versuch, die öffentliche Sicherheit und Ordnung in dem 

Gebiet zu stärken. Werden die Kriminalitätszahlen aus den Vorjahren sowie die ohne 

Erfolg gebliebenen repressiven und präventiven Maßnahmen betrachtet, kann zu dem 

Schluss gekommen werden, dass die Einrichtung einer Waffenverbotszone im Bereich 

der Leipziger Eisenbahnstraße durchaus gerechtfertigt war. Trotzdem sahen das viele 

Leipziger anders und kritisierten das Vorhaben stark. Ob sich die Waffenverbotszone 

der Kritik zum trotz bewähren konnte, wird das Ergebnis der Evaluierung zeigen. Doch 

schon jetzt kann festgestellt werden, dass auch ein Führungsverbot von Waffen und ge-

fährlichen Gegenständen kein Allheilmittel gegen Straftaten ist. Wer einen anderen Men-

schen verletzen, bedrohen oder sonst irgendwie Schaden zufügen möchte, wird sich 

durch eine Waffenverbotszone nicht aufhalten lassen. Auch im Bereich der Eisenbahn-

straße kam es trotz des Verbots zu gewalttätigen Auseinandersetzungen. Insgesamt 

kann aber anhand der Daten zu den durchgeführten Personenkontrollen festgestellt wer-

den, dass durch die Waffenverbotszone in Leipzig erreicht werden konnte, dass weniger 

Waffen und gefährliche Gegenstände in dem Gebiet mitgeführt werden. Ein endgültiges 

Ergebnis sowie abschließende Erkenntnisse wird aber erst die Evaluierung bringen.  
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Mit Spannung kann beobachtet werden, ob es künftig mehr Waffenverbotszonen in 

Deutschland geben wird. Vor dem Hintergrund, dass es seit dem 20. Februar 2020 eine 

weitere Grundlage zur Einrichtung von waffenfreien Gebieten gibt, die an noch geringere 

Voraussetzungen geknüpft wird, ist das gar nicht so unwahrscheinlich. § 42 Abs. 6 

WaffG wurde auf Drängen von Bremen und Niedersachsen eingeführt und zeigt, dass 

waffenrechtliche Beschränkungen zunehmend an Bedeutung gewinnen. Immerhin ist es 

durchaus bedenklich, dass ein offizielles Verbot des Führens von Waffen an Bildungs-

einrichtungen für notwendig erachtet wird. Das zeigt nur die Bedrohung, die von Waffen 

ausgeht und wie groß die Befürchtungen sind, dass diese tatsächlich realisiert werden 

könnten.  

Meines Erachtens ist die Einrichtung weiterer Waffenverbostonen positiv zu betrachten. 

Auch Kritiker können nicht bestreiten, dass von Waffen und gefährlichen Gegenstände 

eine gewisse Gefahr ausgeht. Natürlich liegt es am Träger, ob diese Gefahr realisiert 

wird oder nicht. In meinen Augen ist es dennoch durchaus sinnvoll an Orten, die ohnehin 

als Kriminalitätsschwerpunkt gelten, das Führen von Waffen und gefährlichen Gegen-

ständen zu verbieten. So kann zumindest die Wahrscheinlichkeit, dass es zu schweren 

körperlichen Auseinandersetzungen kommt, verringert werden. Aus diesem Grund ist 

die Menge an Kritik gegenüber der Waffenverbotszone überraschend. Es kann vermutet 

werden, dass die Kritiker in der Maßnahme vor allem einen Angriff auf das Viertel selbst 

sowie die darin lebenden und arbeitenden Menschen sehen. Dabei kann nicht abgestrit-

ten werden, dass der Titel „Waffenverbotszone“ nicht gerade den Ruf eines Gebietes 

verbessert. Bei einem Ortsbesuch in der Eisenbahnstraße am 27. Februar 2020 konnte 

die Atmosphäre, die von der Waffenverbotszone ausgeht, deutlich wahrgenommen wer-

den. Nicht abgestritten werden kann außerdem, dass das Führungsverbot von Waffen 

und gefährlichen Gegenständen das Leben der sich dort aufhaltenden Menschen auf die 

eine oder andere Art beeinträchtigt. Dafür müssen sie noch nicht einmal selbst einer 

Kontrolle unterzogen werden. Allein das ständige Überprüfen, dass keine verbotenen 

Gegenstände mitgeführt werden, erhöht den täglichen Aufwand der Anwohner. Es ist 

daher nachvollziehbar, dass die Maßnahme infrage gestellt und kritisch hinterfragt 

wurde. Vergessen werden darf aber nicht, dass das Vorhaben dem Schutz der Men-

schen und ihrer Rechte auf Leben, körperliche Unversehrtheit und Eigentum dient175. Sie 

stellt eben kein Angriff auf die dort lebenden und arbeitenden Menschen dar, sondern 

soll insbesondere diese davor schützen, ein Opfer von Waffengewalt zu werden. Die 

Sicherheit der Menschen wiegt in meinen Augen dabei deutlich mehr als die Beeinträch-

tigungen, die sie durch die Waffenverbotszone erfahren. Ich komme zu dem Schluss, 

eine Waffenverbotszone aus den eben genannten Gründen zu befürworten. Allerdings 

                                                 
175 Vgl. Polizei Sachsen: Häufig gestellte Fragen (FAQ), Frage 1 (Anhang 4). 
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ist nicht abzuerkennen, dass es bei der Umsetzung des Vorhabens in Leipzig erheblich 

an Transparenz mangelt. Die Regelungen zur Waffenverbotszone sind für jemanden 

ohne juristische Kenntnisse kaum zu durchblicken. Nicht nur ist ohne tiefergehende Re-

cherche nicht nachvollziehbar, warum zwei Verordnungen für dasselbe Gebiet erlassen 

werden mussten, auch die polizeilichen Eingriffsbefugnisse sind für einen „Normalbür-

ger“ völlig unklar. Dadurch entstanden einige Missverständnisse, durch die der Wider-

stand der Kritiker nur noch wuchs. Auf der einen Seite wurde davon ausgegangen, dass 

Waffenverbotszonen zu verdachtsunabhängigen Kontrollen ermächtigen, auf der ande-

ren Seite, dass es gar keine gesetzliche Grundlage für die Durchsuchung von Personen 

und Sachen im Bereich der Waffenverbotszone gibt. Eine bessere Aufklärung und mehr 

Transparenz hätte für mehr Rechtsklarheit und damit vielleicht auch zu weniger Wider-

stand führen können.  
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Kernsätze 

 
1. Den Ländern wird bei der Entscheidung über die Einrichtung von Waffenverbotszo-

nen ein weiter Ermessensspielraum eingeräumt.  

2. Die Einrichtung einer Waffenverbotszone im Bereich der Leipziger Eisenbahnstraße 

war durch die Kriminalitätsentwicklung in den Vorjahren gerechtfertigt. 

3. Durch Waffenverbotszonen können nicht alle Straftaten verhindert werden. Wer ei-

nem anderen Menschen körperlichen Schaden zufügen möchte, wird sich durch ein 

Führungsverbot von Waffen und gefährlichen Gegenständen nicht aufhalten lassen. 

4. Das Führungsverbot bewirkt, dass weniger Waffen und gefährliche Gegenstände im 

Bereich der Waffenverbotszone mitgeführt werden. 

5. Waffenverbotszonen führen auf die eine oder andere Art zu einer Beeinträchtigung 

der dort lebenden und arbeitenden Menschen. 

6. Waffenverbotszonen dienen dem Schutz der Menschen und ihrer Grundrechte. 

7. Die Regelungen zur Leipziger Waffenverbotszone sind sehr kompliziert und für je-

manden ohne juristische Kenntnisse nur schwer nachvollziehbar.  

8. Eine bessere Aufklärung hätte zu einer größeren Akzeptanz der Waffenverbotszone 

in Leipzig führen können.
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der Verordnung vom 28. Februar 2017 (Brem.GBl. S. 115, 117) 

Versammlungsgesetz i. d. F. der Bekanntmachung vom 15. November 1978 (BGBl. I 
S. 1789), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2366) geändert worden ist 

Verwaltungsverfahrensgesetz i. d. F. der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 
(BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 5 Absatz 25 des Gesetzes vom 
21. Juni 2019 (BGBl. I S. 846) geändert worden ist 

Waffengesetz vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970, 4592; 2003 I S. 1957), das zu-
letz durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Februar 2020 (BGBl. I S. 166) 
geändert worden ist 
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dig verfasst, nur die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie alle Stellen der 
Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als sol-
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